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Vorwort von Prof. Erich Wulff 

Mit den Opfern 

der Apartheid solidal'isch 

Südafrika - vor einigen jahren assoziierte: die Offent lichkeit mit diesem Namen vorwiegend Safariaben teuer, das Kap der c"uten 
Hoffnung und vielleicht den lIer'~chirurgen Bamard. 
Das hat sich geändert. Sowelo, Apartheid, Guerilla kampf "schwarzer Nationalisten", wie die nat ionale Befreiungsbewegung im 
Jargon unserer Medien genannt wird, das sind die Begriffe, die heute das Südafrikabild bestimmen. 
Und in der Tat, Südafrika ist nach der Zerschlagung des portugiesischen Kolonialreiches in Afrika Mitte der 70er Jahre zu einem 
Brennpunkt der Weltpolitik geworden. Das Regime in Pretoria ist - nachdem nun auch Zimbabwe befreit wurde - die letzte 
Bastion des Rassismus und Ko lonialismus in Afrika. Es ist nur eine Frage der Zeit bis auch dieses Relikt der rassistischen 
Barbarei verschwinden wird. 
Der Weg dahin wird allerdings noch schwer werdc:n, denn das weiße ~Iinderheitsregime ist ökonomisch und militärisch sehr 
stark. Dariiber hinaus erhält es massive Unterstützung ausländischer Mächte , vor allem aus dem NATO·Bereich. Bedauerlicher· 
weise gehört auch die Bundesrepublik zu den Haupt:Hützen der Apartheid. 
Für die Demokraten in unserem Land muß dies ein Grund sein. sich an der Seite der Apartheidgegner in Südafrika zu 
engagieren. Darüber hinaus bin ich der überzeugung, daß für uns Deutsche, die wir selbst in unserer Geschichte ein Regime 
erleben mußten. das den Rassismus in seiner ant il.emitischen Variante bis zum Exzeß von Auschwitz trieb, eine besondere 
moralische und politische Verpflichtung besteht, m it den Opfern der Apartheid solidarisch zu sein und den Befreiungskampf 
des südafrikanischen Volkes zu unterstützen. 
Unser Komitee hat sich daher die politische und materielle Hilfe rur die Unterdriickten Südafrikas und insbesondere fu.- ihre 
nationale Befreiungsbewegung. den Afrikanischen Nationalkongreß. als einen Schwerpunkt seiner Arbeit gesetzt. 
Ein kleiner Beitrag dazu soll die vorliegende Broschüre sein. Wir wünschen. daß sie bei möglichst vielen Menschen die Kenntnis 
über das, was in Südafrika geschieht, vertieft und. schließlich den einen oder anderen auch zu einem aktiven Beitrag zur 
Solidarität motivieren kann. 
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Reinhard Brückner 

Das Apartheidsystem 
ist und bh~ibt unmenschlich 

Vor dem Hintergrund der "Re[ormpolilik" des siidafrika­
nischen Rassislenregimes analysiert der folgende Beitrag uon 
Reinhord Brückner die Grundzüge der Aparthejdg.~sellsch4t 
und -politik. Sein Verfasser gilt als intimer Kermt', der Ver­
hiif/nisse in Siida[rika. R. Hrückner war hmge Zeü Direktor 
der Christlichen Akademie in joha/lncsburg. Im November 
1976 wurde er unter dem berüchtigten" Terrorismusgesetz " 
uerhn/tet und kurze Zeit später des Landes ucrwie.ren. Jleute 
lebt R. Brückner als Pfarrer in IVcilburg und ist 1.1.'1. Mitglied 
der Internati01wlen Kommission zur Untersuchung der Ver­
brechen der Apartheid- und Rassistenregimes im Südlichen 
Afrika, die kürzlich zum zweiten Mal in der angolanischell 
/lauptstadt Lmmda tagte. 

Verändert sich die Apartheid? Ja, wie ein Chamiileon. Das 
paßt sich seiner Umgebung an, mal mehr griln, mal mehr 
braun - zum &;hutz und um In sekten zu fressen. Doch es 
bleibt ein Chamäleon. So auch die Apartheid. 
Die Ideologen und Nutznießer dieses Systems brauchten die 
Trennung der Rassen, um sie zu beherrschen. Ihre Pr..lktiken 
sind d ie der Nationalsozialisten: Verbot sog. Mischehen, 
Gettoisierung der Andersrassigen, indirekte ZW;;lIlgsarbeit, 
Zerstö rung der Menschenwürde (statt physischei' Vernich· 
tung). Ausschaltung politischer Gegner, völkisch.religiöses 
Sendungsbewußtsein ( .. het volk" der Buren). Heute, da alle 
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Welt diese Rassen trennung mehr oder minder verurt eilt, 
braucht man bessere Tarnung. 

"Wir mtissen uns anpassen oder sterben". verdeutlichte ~lini· 
sterpräsident P.W. Botha seinen Parteifreunden wie allen 
südafrikanischen Europäern im September 1979. Der zum 
Nationaldenkmal gewordene Vorster und seine Freunde 
waren ein jahr zuvor im Strudel des Muldergatc. lnforma· 
t ionsskandals versunken . Anpassung an die von der Wirt· 
schaft, vom l\lilitär und vom Ausland geforderten Verände· 
rungen will Botha. Abschaffung. wirkliche Beseitigung die· 
ses bisher mit Hilfe der Rassentrennung arbeitenden Sy· 
sterns ist nicht gemeint. 

Anpassen oder Sterben 

Der Unt erschied zwischen einem Chamäleon und der Apart· 
heid: Ein Chamäleon frißt Insekten - die Apartheid frißt 
l\lenschen! "Die Tatsache, daß Schwarze, Inder und Farbige 
gemei nsam als 'Nichtwciße' bezeichnet werden. deutet an. 
d1ß sie die Identität von Nicht·Personen haben, die nur als 
negative Schatten der Weißen existieren." Diese F o::ststelJung 
des lutherischen Bischofs von Soweto, Dr. Manas Buthelczi, 
besagt alles. "In ihren Augen bin ich nichts als ein Ding, das 



man von Ort zu On verschieben, mit dem man elw;as tun 
kann", bestätigt sein namibischer Kollege Z, Kameeta. 
lIeute proklamieren die VerfedJter dieses System!; eine 
"Totale Strategie", um die Anpassung zu erzwingen. "Total 
Strategy" nennen das P.W. Bothas Freunde. Die Parol,~ erin­
nert deutlich an den Goebbel'schen Ruf nach "TO>talem 
Krieg". 80tha war jahrelang Verteidigungsminister. IM Sep­
tember 1978 ohne Neuwahlen zum Ministerpräsidenten ge­
kürt, braucht er nun die Rückendeckung der weißen W'ähler­
schaft, um sein Strategie durchzusetzen. 
Am 29. April 1981 gingen von den insgesamt 2,3 Mio wahl­
berechtigten Weißen 1,5 Mio (65%) zur Wahl und gab,~n der 
seit 1948 regierenden Nationalen Panei (NP) 131 Sitze 
(55%). Die von dem mächtigen Industriekonzern i \nglo· 
American Mining Corporation geförderte Progressiv.Födera· 
tive Partei (PFP) kam von 16 auf 24 Sitze. Wegen ihrer 
Ablehnung des von den "Nichtweißen" geforderten Prinzips 
,Jeder wahWihigen Person eine Stimme" ("One man one 
vote") bleibt sie trotz ihrer Opposition zur NP nu.r eine 
Variante des Systems. Die gemäßigten, im englischsprachi. 
gen Natal vertretenen "Neuen Republikaner" behaupu!len 8 
Sitze. 

Verfassungs"rcform" Marke ßotha 

Größte Tragweite jedoch hat die Verdreifachung des Stirn· 
mcnanteils der 1969 von der NP abgesplitterten lJen:t iegle 
(Wiederhergestellte) Nationale Partei (11NP), deren Führer j. 
Marais - laut Frankfurter Allgemeine vom 2.5.1981 - "ein· 
deutig 'faschistische' Programme vertrin". Südafrikanischen 
Wahl analysen zufolge wanderten 20% der Stammwähler der 
NP zur HNP ab, während weitere 30% der Wahl fernblieben. 
Innerhalb der Parlamentsfraktion der NP überwil'!gelrt nun 
offenbar rul'! Konservativen ("Verkrampten") gege'nüber 
dem reformerischen ("verliehten") BOlha·FJügeJ. Die Ernen· 
nung von 12 Parlamentariern durch den Staatsprä5id.enten 
kann diese Vl'!rschiebung nicht ausgleichen. Damit h.at die 
relativ kleine Zahl reaktionärer NP· und HNP·Wähler Bothas 
sog. Reformpo1iti~ lahmgelegt und verschärfte Konfronta· 
tionen zwischen dieser Gruppe und allen "Nichtwc'ißen" 
herausgefordert. 
P.W. Botha war schon von Vorster mit der Vorbereitul.1g der 
Verfassungsreform beauftragt worden. Ende letzlen Jahres 
berief er einen GO· köpfigen Präsidentschaftsr;lt (Pe), der im 
januar 1981 seine Beratungen aufnahm. Unter Vorsitz sei· 
nes engsten Vertrauten und künftigen Stellvertreters im Amt 
des Staatspräsidenten, Schlebusch, gehören zur Kommis· 
sion: 44 J\-Jitglieder der NP, 9 "Farbige", 5 Inder; femer I 
Grequas und I Chinese. Wegen der Weigerung, VerlTeler der 
20 i\lio Schwarzen in diesen Rat aufzunehmen, lehnte die 
PFI' ihre Teilnahme ab. 
Die schwarzen I lomeland·Politiker verweigerten ihn:rseit s 
ein von Bo tha zu berufendes panikies schwa,... .... es Beratungs. 
gremium . Dieser Rat soll alle seit der 1910 erfolgten Bildung 
dcr Südafrikanischen Union (der Weißen) erlassenen G,esetze 
überprüfen und einen Verfassungsvorschlag ausarbeiten, der 
mehr Gemeinsamkeiten rur die 4,4. 1\1io Weißen, 2,ll Mio 
"Farbigen" und 0.8 Mio Indern zu läßt. Er wird dann den 
drei Bevölkerungsgruppen zur Abstimmung vorgekgL wer· 
den - obwohl die überwältigende "Iehrheit der "Farbigen" 
und Inder längst völlige Gleichberechtigung untt'T Einbczic· 
hung der Schwarzen fordert. 
Durch die Einrichtung der "unabhängigen" 1I0m,~lands 

(Heimatländer, auch Bantustans genannt; d. Red.), auch 
"schwarze Republiken" genannt, werden ab Dezember 1981 
8 Mio Südafrikaner ihrer Staatsbürgerschaft beraubt sein. 
Das betrifft die seit Oktober 1976 zur Transkci gerechinetcn 
4,1 Mio Xhosas, die seit Dezember 1977 zu Bophulthats· 

wana gerechneten 2,2, I\lio Tswanas, die seit September 
1979 zu Venda zählenden 0,5 Mio Vendas und ab dem 4. 
Dezember 198 1 die zur Ciskei gerechneten restlichen I Mio 
Xhosas. 

Wie selbständig diese Republiken sind, verdeutlichen einige 
Hinweise: Ihre Staatshaushalte werden zu rund 2/3 von Pre· 
toria rinan .... icrt. Die Transkei, nach Boden· und Klimabe· 
schaffenheit Südafrikas Komkammer, mußte 1979 wegen 
der systematischen Unterentwicklung ihrer Landwirtschaft 
etwa 3/4 ihrl'!r Nahrungsmittel aus Südafrika einführen. 
Gkichzeitig arbeiteten mehr als 500.000 der arbeitsfähigen 
Transkei·Xhosas zu lIungerlöhnen als Kontraktarbeiter auf 
den Farmen und in den Firmen im Gebiet der Weißen. und 
in den Firmen im Gebiet der Weißen. 
In Bophuthatswana lagern 86% des Platins der Weh und 
werden 55% der Weltproduktion gefördert. Doch knapp die 
Hälfte der 2,2 Mio Tswanas, hauptsächlich die arbeitsfahi· 
gen !l.länner und Frauen, sind für ihren Broterwerb darauf 
angewiesen, im Gebiet der Weißen zu arbeiten und zu leben. 
Die der Ciskei zugereehnl'!lcn I Mio Xhosas müssen mit 
5.330 qkm auskommen, einem von Oberbevölkerung, Ar· 
beitslosigkeit. Dürre und Bodenerosion geplagten Gebiet. 
Den laut südafrikanischer Touristenkarte 230.000 Tieren 
des Krüger.Nationalparks aber stehen 19.485 qkm frucht· 
bares Waldgebiet zur VerfLigung (vgl. Karte). 

Bisher lehnen die übrigen 6 Homelands diese "Unabhängig· 
keit" ab. Sie werden neuerdings auch als "autonome" oder 
"schwarze Nationalstaaten" bezeichnet. "Nationalstaat" 
verdeutlicht die ursprünglich religiös begründete Apartheid. 

Konzeption der Buren, die die verschiedenen innerhalb 
Südafrikas lebenden schwarzen Völker oder "Nationen" in 
getrennte territoriale, kulturelle und politische Lebenräume 
abdrängte. Z.B. zwingen sie den 5,3 Mio Zu lus deren "Na· 
t ionalstaat" Qua Zulu auf, der aus 61 Einzeltemtorien mit 
dazwischen liegenden Farmen und Wohngebielen der Wei· 
ßen besteht. Letztere hingegen beanspruchen 87% des (un. 
ter Einbeziehung aller Homelands) 1,2 Mio qkm umfassen· 
den Staatsgebieles. 
Die in über 100 Einzelterritorien zerstückelten, auf 13% der 
südafrikanischen Landflächl'! verdrängten "Nationalstaaten" 
und "Republ iken" der Schwarzen erbringen gemeinsam 
weniger als I % des südafrikanischen Bruttosozialprodukts. 1 

Sie sind Reservate liir heranwachsende Arbeitskräfte der 
Europäer und liir die :tu ihrer Pflege benötigten Mütter, ftir 
nichl mehr arbeitsfahige Kranke und Alte, für politische 
Störenfriede und rur die Ambitionen einer kleinen angepaß­
ten Gruppe schwarzer Politiker. 
Die durch einschlägige Untersuchungen bekannte südafrika· 
nische Arztin Dr. S. Browde bczirreTle im August letzten 
jahres die Kindersterblichkeit in den Homelands auf 250 
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pro Tausend. bei der weißen Bevölkerung auf 12 pro Tau· 
send. Kindersärge haben in den Homelands •. Konjunktur'·. 
währtnd SUdafrik.as EUrOPder dank der billigen schwarzen 
Arbeiukräfle, der hohen Goldpreise usw. nir 1980 mit 6,5% 
Wiruchafuwachstum und etwa 6,7 Mrd 0.\1 Zahlungsbilanz. 
uberschuß rechneten.2 

Im Zuge der Anfang der 50er jahre begonnene:n systemat i. 
$Chen Ausgliederung der Homelands hat die Regierung rund 
2 l\tio im sog. Gebiet der Weißen verstreut wohnende 
"Nichtweiße". überwiegend Afrikaner, gezwungen, sich in 
diesen Homelands anzusiedeln. Eine weitere Mio ist vorge­
sehen. Zusätzlich sollen I Mio Afrikaner in:nerhalb der 
Homelands umgesiedelt werden. 

Homelands: " Konjunktur" rur Kindersärge 

Sie alle wurden und werden aus gewachsenen Gemeinschaf­
ten gerissen und in unwirtschaftliche. unfruchtbare Land­
gebiete gezwungen. meist ohne direkte Wassel'versorgung. 
ohne Häuser, Schulen, Krankenhäuser, Arbeitsplätze usw., 
oft mitten im Winter. Welche Einsamkeiten. Erkrankungen. 
wieviel Sterben. wieviel verlorene Ausbildung, Arbeiulosig­
keit und durch die notwendig werdende Wanderarbeit verur­
sachte Zerstörung von Ehen und Familien die Folge sind, 
läßt sich nicht einmal ahnen. 

Die in Arbeit befindliche Verfassungsreform soll die Zuord· 
nung der schwanen "Nationalstaaten" und "Republiken" 
zu dem von den Europäern beanspruchten Gebiet, in dem 
die "Farbigen" und Inder unverändert gettoisiert sind, neu 
regeln. Zur Zeit spricht die Botha-Regierung von einer Kon­
föderation, einem Staatenbund m it gemeinsamen. wirtschaft­
lichen, finanziellen und militärischen Einrichtunwm. 
Schätzungsweise 2/3 aller arbeitsfähigen schwanen Männer 
und mindestens 50% der Frauen leben und arbt'ilen im Ge· 
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biet der Weißtn. Kinder und Ähere einbezogen. ergibt das 
rund die Hä.lfte der schwarzen Gesamtbevölkerung. Sie alle, 
ob auf Farmen, am Randr weißtr Landstädte, in industriel­
len Ballungsgebieten oder in firmeneigenen Camps lebend, 
sind gettoisiert. 
Ihre Gettos, in die sich mancheroru Hundentausend und 
mehr drängen. verzeichnet keine Karte, kein Atlas der Weh. 
Dagegen sind selbst kleine Wohnorte der Weißen auf allen 
Karten notiert. 
Ein Beispiel ist die unmittelbar bei johannesburg versteckt 
angelegte South Western Township, kurl. Soweto genannt. 
Die regierungsamtliche Zä.hlung vom Mai 1980 nennt 0,8 
l\Iio Einwohner. Berechnungen der zuständigen weißen Ver­
waltung sprechen 'ion bis l.U 1,5 1\Iio. Untersuchungen von 
Soweto-Bewohnem ergeben rund 2 Mio. zusammenge­
pfercht auf 66 qkm. 

Soweto, das 2-!\·Jio-Cetto 

Selbst diesen größten Ort südlich des Äquators veneichnet 
kein Atlas, während das johannesburg der 450.000 Weißen, 
die auf 406 qkm lehen, in jedem Schulat las zu finden ist. In 
Sowetos etwa 100.000 regierungseigenen BaTTackenhäus­
ehen von durchschnittlich 56 qm Wohnfläche, zu 80'Y0 noch 
immer ohne Strom. drängen sich je 12 bis 15 und mehr 
Bewohner. Mehr als die Hälfte aller Familien muß mit weni­
ger als dem Existenzminimum auskommen. 3 Das betrug im 
Mai 1980 flir ein Ehepaar mit drei Kindern in Soweto 198 
südafrikani$Che Rand ( I R Ende Dezember 1980 • 
2,63 DM). Trotl. allem zahlen Südafrikas Schwane mehr 
Steuern als Weiße; z.B. zahlt ein schwarzes Ehepaar m it zwei 
Kindern und 350 R Monatseinkommen monatlich 7,2 R 
Steuern, während bei einem weißen Ehepaar mit zwei Kin­
dern derselbe Steuerbetrag erst ab 600 R Monatseinkommen 
fällig ist. 4 

Neuerdings wird Sowetos bisher kümmerliche Teldonaus· 
stattung verbessert - zum Abhören. sagen die Bewohner. 
Dabei sind die Lebensbedingungen in Soweto im Vergleich 
zu zahlreichen anderen Townships außerordentlich günstig. 
Hinzu kommt, daß in der Umgebung \'o n Soweto rund die 
Hälfte des Goldvorkommens der Welt lagert und 60% der 
Welt·Goldproduktion gdördert werden. Der Goldpreis. rur 
den lange Zeit 200 Dollar pro Feinunze als Traumgrenze 
galten, stieg anfangs 1980 auf über 1.000 Dollar und ging 
Anfang 1981 auf 500 Dollar zuriick. 
Nach Angabe der profilierten südafrikanischen Apartheid­
-Gegnerin Sheena Duncan sind nur etwa 1,5 l\Iio Schwarze 
berechtigt. in den innerhalb des Gebietes der Weißen flir 
Schwarze ausgewiesenen sog. Prescribed Areas (Vorgeschrie. 
bene Gebiete) zu wohnen. Nur diese priviliegierte GruPI>C 
darf die regierungseigenen Häuschen anmieten (gegebenen­
falls eigene bauen) und mit ihren Familien zusammenleben 
(ein durch andere Bestimmungen wieder stark eingeschränk. 
tes Recht) sowil' innerhalb der Prescribed Areas den Arbeits­
platz wechseln. Alle anderen dürfen sich ohne Sondergeneh­
migung nicht länger als 72 Stunden in einem Prucribed 
Area aufhalten. 
Jede übertretung dieser aus der Eintragung im Arbeiupaß. 
buch zu ersehenden Berechtigung oder Verweigerung kann 
gerichtlich bestraft werden. Deshalb ist jede schwarze Per­
son über 16 Jahre gesetzlich verpflichtet. ständig einen Ar­
beil5paß bei sich zu tragen. Wegen Übenretung dieser 
Aufenthalts- und Arbeiugeseue wurden von 1948 bis 1973 
10.5 Mio Schwarze gericht lich verurtd lt5 und 1978 z.B. 
täglich rund 1.000 Personen festgenommen. Gerichtsver­
handlungen über dann fällige Geld- bzw. Haftstrafen von bis 
zu einem Monat dauern in der Regel 1-3 Minuten. 
Eine Rdorm dieser Arbeiupaßgesetzgebung ist schon lange 



angekündigt. Ein "nationaler" Paß Ilir a lle Südafri kan,~r soll 
eingeftihT! werden, mit fingerabdrücken und im Com.puter 
gespeicherten Daten, einschließlich der Rassengrupp,~, der 
Wohnberechtigung und des für Schwarze zuständigen Home· 
lands - zwecks Perfektionierung der Kontrolle. 

Anfang 1981 legte der zuständige Minister Koornhof den 
Gesetzentwurf über Zusammenarbeit und Entwicklunll vor, 
der - trotz augenblicklicher überarbeitung - die vo n der 
Regierung angestrebte Richtung eindeutig aufzeigt. 
Vielsagend unterscheidet er zwischen ,.qualifizierten" (qua· 
lified) und .,disqualifizierten" (disqualified) Schwarzen. 
,.Qualifiziert" sind demnach .,Arbeitnehmer in geregeltem 
Beschäftigungsverhältnis und m it genehmigter Wohnung", 
sowie deren Frauen. Kinder und andere von ihnen Abhän· 
gige. Diese Gruppe soll zusätzliche Privilegien erhalten" z.B. 
die Erweiterung der Aufenthaltsgenehmigung rur deren Be· 
sucher von bisher 72 Stunden auf 30 Tage - .,akzeptable 
Unterkunft,. vorausgesetzt. 

Stau der bisherigen Prescribed Areas sollen erweiterte Con· 
tro lIed Areas (Kontrollierte Gebieten) eingerichtet we'rden, 
zwischen denen Arbeitsplatzwechse! gestattet wird - Woh· 
nung vorausgesetzt. Die so Bevorzugten geraten dan1it in 
stärkere soziale und politische Abhängigkeiten. Auch der im 
Höchstfall für 99 Jahre gesetzlich mögliche lIauserwerb wird 
dieser Gruppe erleichtert. Im März. 198 1 waren dafiLir im 
ganzen Land 100.568 Grundstücke freigegeben. 642 Haus· 
besitztitel vergeben und 1.861 beantragt. 6 

Zwei weitere Gesetzentwürfe, der Geselzantrag zur Entwick· 
lung der schwarzen Gemeinschaft und den Gesetzantrag zur 
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lokalen Verwaltung sehen eine erweiterte Selbst\'erwaltung 
ftir städtische Schwarze vor. Sog. Town Counci ls (Stadträte) 
werden größere Zuständigkeiten bezüglich Verwaltung, 
Steuern, Wohnungsbau, Siumsanierung, Alkoholverkauf 
usw. erhalten und dem rur die schwarze Gesamtbevölkerung 
zuständigen Ministerium fUt Zusammenarbeit und Entwick­
lung direkt unterstellt werden. 

Im wesentlichen sind es die Gruppe der seit 1970 zahlen­
mäßig kaum vergrößerten 1,5 Mio Wohnberechtigten oder 
..Qualifizierten " und deren Angehörige, die an der seit eini­
gen J ahren begonnenen Öffnung öffentlicher Einrichtungen 
ftir "Nichtweiße" partizipieren können - sofern ihre Ein­
kommen das gestallen. Doch von 1.450 südafrikanischen 
Hotels waren z.B. bis Ende 1979 nur 69 auch ftir "Nicht­
weiße" zugelassen. ferne r 37 Theater, 72 Sportclubs, be­
stimmte Kinos, Sportverans taltungen. Buslinien, Parks, 
Strände us\\'o sowie eine Anzahl von Speiserestaurants in den 
Cities. bis Anfang 1980 in Johannesburg 69. Im Grunde 
kann nur eine kleine Schicht von "Nicht weißen ", besonders 
die wenigen Geschäftsleute, Arzte, Anwälte, d ie wenigen gut 
bezahlten Angestellten und die m it dem System kooperie­
renden Politiker von solchen Privilegien Gebrauch machen. 

Die große Mehrheit, die .. disqualifizierten" Schwarzen 
dürfen sich auch künftig nur mit Sondergenehmigung in den 
geplanten Controlled Areas aunlalten. Obertretern drohen 
Strafen von bis zu 250 R oder 3 Monate Gefängnis. Arbeit­
geber, die Illegale oder "Disqualifizierte" beschäftigen (bis­
her üblich, weil billig), werden mit bis zu 500 R belangt. 
Verur teilte Illegale werden in das fUr sie zuständige Horne-
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land deportiert, ihre Gast- bzw, Arbeitgeber müssen die Ko­
sten der Deportation zahlen_ Ein eventuell im Besitz des 
Deportierten befindliches Fahrzeug wird konfisziert. 

Die schwarzen Arbeiter, deren Gewerkschaften in den 20er 
und 50er Jahren rigoros zerschlagen wurden, können sich 
seit dem I, Oktober 1979 organisieren und die R,egislrierung 
ihrer Gewerkschaft beantragen, 
Registrierung bedeutet Anerkennung als Verhandlungspart­
ner durch die Firmenleitungen und staatlichen Tmifkommis­
sioncn, Sie bedeutet ebenso behördliche Finanzkontrolle, 
Kontrolle aller Aktivitäten, Genehmigungspflicht CUr 
Streiks, Anerkennung der prinzipiellen Trennung der Ge­
werkschaften nach Rassengruppen und AU5:ichluß der 
Fremdarbeiter aus Nachbarländern. Deshalb verweigert die 
Mehrzahl der schwarzen Gewerkschaften die Registrierung, 
während die Regierung Möglichkeiten ihrer legalen Kontrol­
le vorbereitet. 
Nach einer Aufstellung der südafrikanischen Tageszeitung 
The Star vom 27. Januar 1981 bestehen zur Zdt folgende 
schwarze Gewerkschaften bzw. Gewerkschaftsverbände: 
Konföderation der Unionen Südafrikas (CUSA), 8 nichtregi­
strierte schwarze Gewerkschaften mit insgesamt :J 1_000 Mit­
gliedern; Föderation Südafrikanischer Gew'~rkschaften 

(FOSATU), I1 nichtrassische, im wesentJichelri schwarze 
Gewerkschaften, davon 8 nicht registrierte mit 30.000 und 3 
registrierte mit 28.000 Mitgliedern; die neu gebildete, rasch 
wachsende, nichtregistrierte schwarze EinzeJgc:werkschaft 
Südafrikanische Vereinigte Arbeiterunion (SAAWU) mit 
20.000 Mitgliedern und die nichtrassische, im wesentlichen 
schwarze Allgemeine und Vereinigte Arbeiterunion 
(GA WU). Dem größten südafrikanischen Gewerkschaftsver­
band, dem Gewerkschaftsrat Südafrikas (TUCS1\), gehören 
60 registrierte, größtenteils rassisch getrennte EinzeIgewerk­
schaften mit insgesamt 38.000 schwarzen, 74.000 weißen 
und 178.000 "farbigen" und indischen Mitgliedern an. Die 
Zusammensetzung der "nichtweißen" TUCSA-Gewerkschaf­
ten ist aufschlußreich: Mindestens 8 sind schw:lrz, minde­
stens 5 "farbig", I indisch, 2 "farbig"/indisch, 7 "farbig"l 
weiß, 2 "farbig"/indisch/weiß gemischt. 
Bedeutsam ist die Tatsache, daß die Zahl der gewerkschaft­
lich organisierten Schwarzen von 68.000 Anfang 1980 auf 
184.000 am Ende desselben Jahres stieg, mit :bei weitem 
stärkstem Zuwa<::hs in den nichtregistrierten Gc:werkschaf­
ten. 
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Die Zahlen mil<lsen auf dem Hindergrund der <::a. 6,6 Mio 
schwarzen, 0,8 Mio "farbigen" und 0,2 Mio indischen wirt­
schaftlich "aktiven" Personen gesehen werden, bei e iner 
schwarzen Arbeitslosenzahl von schätzungsweise 2 Mio. 
In diesem Zusammenhang wird die Bedeutung des Ende 
September 1977 von den Außenministern der Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft (EG) veröffentlichten Verhal­
tenskodex für die in Südafrika tätigen Firmen interessant. Er 
empfiehlt: Anerkennung schwarzer (auch nichtregistrierter) 
Gewerkschaften als Verhandlungspartner, Linderung der 
Auswirkungen des Wanderarbeitersystems, gleichen Lohn 
fUr gleiche Arbeit, einen 50% über dem Existenzminimwn 
liegenden Mindestlohn, bessere Ausbildungs- und Aufst iegs­
chancen sowie Sozialleistungen und ausfUhrliche Berichter­
stattung. 
Der Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt (Bad Boll) und der 
Evangelische Pressedienst (Frankfurt) haben im Mai 1981 
eine Untersuchung über Niederlassungen bundesdeutscher 
Firmen in Südafrika veröffentlicht. Diese Studie "Das 
Dilemma mit dem Kodex 111" verdeutlicht:' (Siemens, 
Klöckner, BMW, Bosch und Hoechst) Ziel des Kodex ist 
keineswegs die Beseitigung der Apartheid, sondern die Ver­
hinderung von Wirtschaftssanktionen gegen Südafrika. Die 
Erfüllung des EG·Kodex fügt sich ebenso wie die des US­
Sullivan·Kodex oder der südafrikanischen Kodices 7 ganz in 
das Konzept der "Totalen Strategie" der Botha-Regierung. 
Vorsorglich setzte diese im November 1977 ein Gesetz in 
Kraft, das es ihr ermöglicht. Firmen gegebenenfalls zu mili· 
tärischen Produktionen zu zwingen. 
Der 2. Bericht der Bundesregierung vom 1.4.1981 über 45 
Firmenberichte mit zusammen 3 1.644 Arbeitnehmern, d.h. 
90% der in deutschen Unternehmen Beschäftigten besagt, 
daß bisher angeblich 5 Firmen mit zusammen 17,793 Ar­
beitnehmern s<::hwarzafrikanische Gewerkschaften "als Part­
ner für den Abschluß von Betriebsvereinbarungen" anerken­
nen. Offenbar handelt es sich um vom Management er­
wünschte (gelbe) Gewerkschaften, die die nkhtregistrierten 
Gewerkschaften ausschalten sollen. 18 Firmen mit 23.047 
Arbeitnehmern teilen mit, ihre Minimwnlöhne hätten "die 
I'Iöhe des vom Kodex geforderten Mindestlohnes erreicht", 
Die Kodex-III-Studie verdeutlicht allerdings, daß Siemens, 
BMW und Hoe<::hst noch im Herbst 1980 zwischen 50 Rund 
80 R unter der Kodex-Forderung zahlten, während noch im 
Frühjahr 1980 Klöckner 7 Rund Bosch 60 R unter dem 
Existenzminimwn blieben. Für die zahlreichen Arbeitern 
dieser Betriebe gestellte Frage "Fühlen Sie sich als ebenbür­
tige Menschen akzeptiert?" sind folgende Antworten 
typi~ch: "Sie be trachten mi<::h einfa<::h als Nummer," ,;lch 
werde nicht als Mensch angesehen." "Ein Schwarzer ist ein· 
fach kein Mensch fUr sie." 

Streiks - vorwiegend politisch 

Angesichts dieser an einigen Beispielen aufgezeigten Einbe· 
ziehung aller Lebensbereiche in die "Totale Strategie" der 
Ausbeuter zur E.rhaltung ihres Systems bleibt den Ausge. 
beuteten als wirksamste Waffe nur der Entzug ihrer Arbeit. 
Die brutale Niederwerfung der Jugendproteste von 1976 hat 
dieses Bewußtsein in Stadt und Land verstärkt. Die Stre iks 
des vergangenen Jahres, in Kapstadt der Arbeiter von Fattis 
und Monis, der Schlachthausarbeiter , der langanhaltende 
Busboykott, in Port Elizabeth der Arbeiter von VW und 
dessen Zulieferungsbetrieben, in Johannesburg der 10.000 
Mütlarbeiter, um die vielleicht wichtigsten zu nennen, wur­
den von großen Bevölkerungsteilen unterstützt. Sie hatten 
vorwiegend politischen Charakter und waren gut organisiert 
und koordiniert. Insgesam t gab es 1980208 illegale Streiks 
schwarzer Arbeiter. Derartige Streiks werden, besonders 



Südafrika-Daten 
Territorium: 1.221.037 qkm, etwa fünffache Fläche der BRD 
Bevölkerung: 27,7 Mio, davon elwa 20 Mio Afrikaner (72%), 4,5 
Mio Weiße (16%), 2,5 Mio Mischlinge (9%) und 0.8 Mio Asiaten 
(2,9%) 
Haupuladt: Pretoria; Parlamcntssi tz ist KapSladt 
Sprachen: Neben den Amtssprachen Englisch und Afrikaans gibt es 
Xhosa, Zulu, Somo u.a. afrikanische sowie indische Sprachen 
Religionen: Protes tantisches Christentum (50%), Islam, H induis­
mus und verschiedene Naturn':ligioncn 
Währung: Südafrikanischer Rand (R); I R " I 00 Cents ,. 2,60 D~1 
(Februar 1981) 
Staatsform: Die Republik Südafrika (RSA) i$t gebildet aus den 
("weißen") Republiken Kapprovinz. Natal, Oranje-Freistaat und 
TransVoial. Das Nationale Parlament, zu dem ausschließlich Weiße 
wahlberechtigt sind, besteh t aus Abgeordnetenkammer (165 Sitze) 
und Senat (51 Sitze). StaatilOberh.aupt: Man.is Viljoen; Regierungs­
chef: Premierminister Pie ter Willem 80ma 
Bantuslans: Nach südafrikanischen Plänen sollen 71,9% der Bevöl· 
kerung "Staatsbürger" von lOBantustans (auch: Homelands" 
Heimatländer) mit etwa 13% der südafrikanischen Fläche werden, 
während im verbleibenden "weillen" Territorium nur knapp 12% 
Nichtwcille dauernde Aufenthaltserlaubnis hätten. 
Unter Verhleib von Außenpolitik, Militär U.a. in südafrikanischem 
Kompelenzbereich e rhielten Bophuthal$wana 1977. die T ranskei 
1976, Venda 1979 ({"Ur die Ciskei flir Dezember 1981 geplant) eine 
intemationel nicht anerkannte "Unabhängigkeit". 
Polit ische Parteien: Die Nationale Partei (NP) ist se it 1948 die 
pol itisch dominierende Kraft unter den Weißen und Hauptverfe<::h­
lerin der Apartheidpolitik. Zu ihr in Opposit ion steht die in der 
Rassenfrage liberalere Progressiv· Föderat ive Partei (PFP), die vom 
Industri<::magnanten H.F. Oppenheimer unterstützt wird. Von nach· 
geordneter politis<::her Bedeutung sind die Neue Republikanische 
Partei (RP), die Hcrstiegte (wiederhergestellte) Nationale Partei 
(11N P) und die Südafrikanische Partei (SAP). 
Die Sildafrikanische Kommunistische Partei (SACP), als erste 
schwanafrikanische Partei am 30.7.1921 gegriindet, ist seit 1950 
verboten. Sie steht im Bündnis mi t der 19 12 gegriindeten Befrei· 
ungsbewegung Afrikanischer Nationalkongreß (ANC) (zur Befrei­
ungsbewegung siehe Beitrag VO n J . Ostrowsky in diesem Heft). 
Wirtschaft: Die RSA hai sich von einem Agrarland zu einem fort­
geschrittenen kap italistischen Industriestaal entwickelt, dessen 
Bruttosozialprodukt (BSP) 1978 40.940 Mio Dollar betrug ( 1977: 
37.640 1\-1io). Der Anteil de r Landwirtschaft am Brulloinlandpro­
dukt (BIP) betrug 1977 12%. der der Industrie 42%. Beide Sek· 
toren w:rcinigten je 30% de r erwerbstätigen Bevölkerung. Von 
Sildafrikas wirU<::haftl i<:h aktiver Bevölkerung sind 6,5 Mio (68,8%) 
Afrikaner (zuzüglich e twa 2 Mio Arbeits loser), 1,9 Mio Weille 
(20%), 0,8 Mio Mischlinge (8,9%) und 0,25 Mio Asiaten (2,6%). 
Am höchsten ist der Anteil der afrikan ischen Arbeitskräfte in der 
Landwirtschaft (92,3%), im Bergbau (89%) und in der verarbei ten· 
den Industrie (76%). 
Die Außeohandelsbilanz ist dank des Rohstoffrcichtums nahezu 
ausgeglichen_ Einfuhren 1978: 7. 193 I\l io Dollar, vor allem Indu­
stricgüter; Ausfuhren 1978: 7.182 Mio Dollar, davon 30% Gold, 
10% Diamanten, ca. 25% andere mineralis<:he Rohs toffe, ferner 
agrll{ ische Produkte U.a. 
Wichtigste Außenhandelspanner sind: Großbri tannien, die USA, 
BRD. Frankreich und Japan. 
So~iale Lage:Obgleich die Armutsgrenze in den indust riellen Bai· 
lungszentren rur eine sechsköpfige Familie bei ca. 170 R/Monat 
liegt, betrug 1978 der Durchschniltslohn rur Afrikaner in de r ver­
arbeitenden Industrie 177 R (Weille 630 R). im Bergbau 128 R 
(Weiß., 87 1 R) und liegt im Dienstleistungssektor noch wesentlich 
niedriger. 
Die Pro-Kopf-Ausgaben pro Schüler betrugen 1977/78 für Afrika· 
ner 54 R, Mischlinge 185 R, Asiaten 236 R und Weille 551 R. 
39,9% der afrikanischen Arbeiter und 22,6% der Arbeiterinnen 
haben keine Berufsqualifikation. 1979 waren 22,2% der 151.909 
Studenten ,,Nichtweiße". 80% der Afrikaner sind Analphabeten. 
Das rauisch organisierte Gesundheitssystem stell t einen Arzt pro 
45.000 Afrikaner (I Arzt pro 370 Wtißc); die Kindersterblichkeit 
beträgt bei Afrikanern 940/00 bei Weißen 190/00; die durch­
schnittliche Lebenserwartung der Afrikaner ist 30 Jahre, die der 
Weißen 64 Jahre. 
Po li ti'Khe Unterdrückung: Zur Durchsetzung und Aufrechtemal· 
tung seiner Apartheidpolitik hat sich das Rassistenregime ein Arse­
nal VQn Gesetzcn geschaffen, dessen Kern die sog. "Sicherheilsge· 
setzc" (u.a. das GeSetz zur Unterdrückung des Kommunismus, du 

Gesetz über ungesetzliche Organisationen, das Sabotagcgcsetz und 
das Terrorismusgcsctz) bi lden. Danacb reicht oft die Mitglietl$chaft 
in einer verbotenen Organisation oder das Verteilen von Flugblät· 
tern zur Verhängung langjähriger Gefängnisstrafen. 
Mitte 1978 saßen 258.957 Personen in südafrikanischen Gerang· 
nissen ein, weiter 246.435 waneten auf ihren Prozeß. Nach 
Schätzungen der UNO gibt es gegenwärtig mehr als 500 politische 
Gefangene in der RSA. auf der Gefängnisinsel Robben b land allein 
447 (Mai 19.79). Zwischen Jul i 1976 und Juni 1977 :z.B. wurden 
alle in 21.232 Personen angeklagt und 13.366 nach den .,Sicher­
hciugesctzen" verurteilt . Mindestens 965 PeriIOnen wurden 1980 
eingekerkert, weil sie m it dcn Apartheidgesetzen in Konflikt ka· 
men; 36 Personen wurden zu insgesamt 227 Jahren Gefangnis auf­
grund des Terrorismusgesctzes verurteilt. 14 wurden gebannt. 
Geschichte: 
Von de r euro­
päischen Ko­
lonisie rung 

1652 

1806 
ab 1835 

1849 

1867- 1884 

1899 - 1902 

1906 

1910 

1912 

1948 

1955 

1960 

1961 
1964 

1973 

1976 

Khoi·Khoi- und San-Stämme siedeln in der gesam­
ten Kaj>"Region südlich des Oranje und des Kei­
Flussc~. In der östli<::hen Kijstenregion und dem 
Zentralgcbiel (Oranjc, Tramvaal) leben höher ent­
wi<::kclte bantusprechende Stämme wie Vendd, 
Lcmba, Swazi, Zulu, Pondo Thembu, Xhosa und 
Ndebcle. 
Ersle niederländische Siedlung am Kap, bald ge­
folgt von Raubzügen gegen afrikanische Stammes­
gruppeu 
Ikseuung der Kapkolonie durch Großbritannien 
mehrere burische Trecks in die Regionen Nalal, 
Oranje und Tramvaal 
Zus3IDmcnschluß der Burenrepubliken Natal, 
Oranje-Frcistaat und Transvaal zum "Vereinigten 
Bund", Anerkennung durch Großbritannien 
Entdeckung von Diamanten bei Kimbcrley und 
Gold am Witwatersrand 
Burenkrieg: Annexion der Burenrepubliken durch 
Großbritannien 
Niederschlagung des letzten Zulu-Aufstandes 
("Bamhata-Rebellion") 
Gründung der Südafrikanischen Union. die briti· 
iChes Dominion wird 
Gründung des Afrikani'Khen Nationalkongresses 
(A... ... C) 
Wahlsieg de r Nationalen Partei (NP), die unvcniig· 
lieb mit der Ins tilutionalisierung der Rassentren­
nung (Apartheid) beginnt 
Annahme der Freiheitscharta auf einem Volk!!· 
kongreß in Kliptown 
Blutbad von Sharpeville (21. Män), Beginn des 
bewaffneten lk freiungskampfes 
Proklamation der Republik Südafrika (RSA) 
RiVQnia-VelT3tsprol'eß: Verurtei lung N. i\landelas, 
W. Sisu\us u.a_ ANC-Führer zu lebenslänglicher 
Haft auf Robben Island 
Größte Streikwelle seit 1945 in den Industriezen­
'reo 
Aufstand in SowelO und anderen schwar.r.cn VOI' 
städten 

• 
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nach den Aprilw:thlen, zunehmen. 
Die erwarteten Maßnahmen gegen die nichtregistrierten 
Gewerkschaften, die Unterbezahlung der Schwarzen bei ei­
ner Inflationsrate von 15%, bei Lebensmitteln zur Zeit dop­
pelt so hoch, die krassen Lohnunterschiede, vor allem das 
Bewußtsein, daß der Entzug der Arbeit das Unrechtsystem 
am empfindsamsten trifft, zwingen dazu. 
Die nach den Jugendprotesten in Soweto (vom Juni 1976) 
und überall monatelang totale, tei lweise bis Ende 1977 an­
haltende Unterrichtsverweigerung von schwarzen Jugend­
lichen und die von ihnen in Soweto, Kapstadt und anderswo 
verursachten Dreitrage-Streiks haben von fortwirkende poli­
tische Bedeutung. 
Der von Matz bis August 1980 dauernde Streik der zeitweise 
bis zu 100.000 "farbigen" Schüler zwischen Kapstadt und 
Johannesburg wurde von Eltern und Lehrern stärkstens un­
terstützt. Im ganzen Land schlossen sich zahlreiche indische 
und schwarze Schüler und Studenten an. Durch Schul­
schließungen der Regierung nahmen rund 60.000 Schüler 
erst Anfang 1981 den Schulbesuch wieder auf. Das alles 
verdeutlicht die Entschlossenheit auch der Jüngeren, das 
System an den ihnen zugängigen Stellen zu treffen und zu 
zerstören. 
Zur Beilegung des Sneiks der "farbigen" Schüler setzte die 
Regierung eine Kommission mit dem Versprechen ein, das 
Schulsystem rur "Farbige" und Inder zu überprüfen und 
dem der Weißen anzugleichen. Nun weiß jedermann, jeden­
falls in Südafrika, daß Kommissionen nur der Verzögerung 
und Verwässerung von Lösungen dienen. 
Seit Januar 1981 wwden in zwei Soweto-Bezirken, einigen 
Townships um Pretoria und anderswo (insgesamt an 201 
Schulen in Südafrika) die Schulpflicht versuchsweise rur 
Schwarze eingeführt. Doch jetzt lehnen die Eltern und Ju­
gendlichen die Verwirklichung dieser jahrzehntealten Forde­
rung ab. Sie wollen Schulpflicht, aber nicht in diesem Schul­
system, das seit Anfang dcr 50er Jahre erklärtermaßen und 
unverändert die Heranbildung von rur die weiße Herrschaft 
geeigneten Arbeitskräften zum Ziel hat. 

Die Terroristen sind Südafrikas Streitkräfte 

Einige dem Lehrbuch des Instituts fUr Rassenbeziehungen, 
Johannesburg 1980, entnommene, rur 1978/79 geltende 
Zahlen mögen das verdeutlichen: Der Pro-Kopf-Zuschuß rur 
schwarze Schülcr im Gebiet der Weißen betrug 71,28 R 
(1979/80: 91,29 R), rur weiße 724 R; auf je 45,9 schwarze 
Schüler kam ein Lehrer, auf 18,6 weiße ebenfalls; an den 10 
Universitäten waren 1980 120.260 Weiße eingeschrieben; an 
den 4 im wesentlichen rur Schwarze eingerichteten Universi­
täten studierten dagegen nur 10.564. Im Januar 1980 wur­
den erstmals 3 schwarze Lehrlinge zur Ausbildung zugelas­
sen; Südafrikas Schwarze stellten 1978 2,2% der Fachar­
beiter, die Weißen 78,5%. 
Soweit wie möglich werden auch die Kirchen in die "Totale 
Strategie" einbezogen. Erst jetzt wurde bekannt, daß die 
reaktionäre Christian League mil rund I Mio DM von der 
Regierung beauftragt worden war, den vielrassigen Natio­
nalen Rat der Kirchen (SACe) zu bekämpfen. 1m August 
1980 kam es zu einem problematischen Gespräch zwischen 
Mitgliedern der Regierung und des SACC, an dessen Schluß 
P.W. Botha vom SACC Wohlverhalten forderte. Die Tat­
sache, daß im Juni 1979 Delegiertc der Jahreskonferenz des 
SACC mit nur einer Stimme dem Antrag unterlagen, die 
südafrikanische Freiheitscharta an allen Kirchentüren in Pre­
toria anzuheftcn und der Regierung zu übergeben, bestätigt 
jedoch den wachsenden Widerstand schwarzer und auch wei­
ßer Christen, von denen viele den Befreiungsbewegungen 
aktiv angehören. 
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Die Anstrengungen der südafrikanischen Regierung, Namibia 
im eigenen Wirtschafts- und Militärbereich zu halten, sind 
bekannt. Weniger im Bewußtsein der Offentlichkeit sind 
hingegen Umfang und Einzelheiten des Krieges, den Süd­
afrika seit Beginn der Unabhängigkeit Angolas im November 
1975 in den Südprovinzen Angolas fUhrt. Ziel ist Angolas 
wirtschaftliche und politiSChe Destabilisierung, um die 
Machtübernahme der Südwestafrikanischen Volksorganisa­
tion (SW APO) in Namibia zu verhindern. 
Der nächtliche überfall eines südafrikanischen Kommandos 
auf unbewaffnete ANC-Mitglieder am Rande von Mapulo, 
der Hauptstadt r-.lo~ambiques, Ende Januar dJ. sowie die 
wenig später erfolgte Räumung des Namibia-Instituts der 
UNO in Lusaka (Sambia) wegen eines drohenden südafrika­
nischen überfalls markieren P. W. Bothas Entschlossenheit, 
die Befreiungsbewegungen auch im Ausland zu bekämpfen 
und die sie beherbergenden Nachbarländer zu de~tabiliseren 
(siehe Beitrag von H. Mayer in diesem 1·left). 
Südafrikas massive Beteiligung bei den Angriffen der rhode­
sischen Armee auf mc:w,;ambikanischem, auch sambischem 
Gebiet, sind unvergessen. Zu Beginn der Unabhängigkeit von 
Zimbabwe im April 1980 erneuerte Botha seine Androhung 
militärischer Aktionen bei mangelndem "Wohlverhalten". 
Die Antwort von S. Machel, Staatschef von Mo~ambique, 
auf der Großkundgebung in Maputo Ende Januar 198~ an­
läßlich des südafrikanischen überfalls verdeutlicht jedoch 
die Entschlossenheit der Nachbarländer,8 den Befreiungs­
kampf zu E.nde zu führen: "Sie wollen, daß wir aufhören, 
den ANC (Afrikanischer Nationalkongrcß: d. Red.) zu un­
terstützen. Wir und der ANC waren immer völlig solidarisch. 
Es ist undenkbar, daß diese Solidarität zwischen uns und 
dem Volk von Südafrika zerreißt. Der ANC ist die älteste 
Befreiungsbewegung in Afrika. Der ANC ist die Vorhut, die 
den Befreiungskampf des südafrikanischen Volkes seit 70 
Jahren gefUhrt hat ... Wir wollen nicht nach Südafrika gehen, 
aber wenn sie hierher kommen, was sollen wir tun? Süd­
afrika muß enlScheiden. Sie wollen kommen und morden. 
Laßt sie kommen ... Wir haben hier Platz rur sie. Dann wird 
die unterdrückte Mehrheit dort, werden die 23 Mio die 
Macht übernehmen. Laßt sie kommen, so daß das Ende der 
Apartheid näherrückt ... Eine Attacke gegen Mopmbique, 
eine Invasion ist ein Kriegsakt. Wir beginnen Kriege? Sie 
beginnen mit solchen Aktionen." 
Zur gleichen Zeit erk lärte der Friedensnobelpreis- und 
Leninpreisträger S. McBride bei der Sitzung der Internatio­
nalen Kommission zur Untersuchung der Verbrechen des 
Apartheidregimes in Luanda: "Wir betrachten die südafrika­
nischen Streitkräfte als Terroristen, die von der internatio­
nalen Gemeinschaft gebannt werden sollten." 
Der Befreiungsprozeß im Südlichen Afrika wird erst zum 
Ziel kommen, wenn die Vorstellungen der südafrikanischen 
Freiheitscharta von 1955 (siehe Beitrag vonJ. OSl.rowsky in 
diesem 1·ldt; d. Red.) verwirklicht werden: "Der nationale 
Reichtum unseres Landes , das Erbe aller Südafrikaner, soll 
dem Volk wiedergegeben werden. Die Bodenschätze, die 
Banken und Monopolbetriebe sollen nationalisiert werden, 
um dem Wohlergehen des Volkes zu dienen." Dann beginnt, 
was in der Präambel der Freiheitscharta gefordert wird: 
"Südafrika gehört allen, die darin leben, Schwanen und 
Weißen ... 

Anmerkungen: 
I) Frankfurter Allgemeine Zeitung (F AZ), 25.10.1980 
2) Ebenda, 1.11.1980 
3) The Star, Johannesburg, 21.7.1979 
4) Ebenda, 7.3.1981 
5) Rand Daily Mail,Johannesburg. 8.2.1975 
6) Financial Mail,Johannesburg, 6.3.1981 
7) Siehe ausführlich: AlB 7-8 und 11-12fl979, hier S. 61).63; d. 

Red. 
8) Zur Frontstaatenproblematik siehe: AlB 5/1981, S. 4ff. 



Jürgen Ostrowsky 

Der Kampf djes ANC Südafrikas 
1m Oktober 1911 enchien in e iner afrikanischen Zdtung 
Südafrikas ein Art ikel, in dem es u.a. hieß: "Der Däm,)n des 
Rassc:ndenkens, die Irrwege der Xhosa-Fingo-Fehd,e, die 
Feindseligkeit, die zwischen den Zulu und Tonga b(~sleht, 
zwischen den Basuto und allen anderen Eingebo:renen, 
mUssen begraben und vergessen werden... Wif sind ein 
Volk," 
Die Publikation bereitete die Gründung des South African 
Native Congress, des Südafrikanischc:n Eingeborenecl·Kon­
gresses, wie sich der Afrikanische Nat ionalkongreß Simafri­
kas (ANC) zunächst nannte, am 8. Januar 1912 im Rahmen 
einer nationalen Konferenz zahlreicher Stammeshäupllinge, 
von Intellektuellen und Geistlichen sowie Arbeitern und 
Bauern vor. Der ANC ist damit die älteste Widerstandsorga· 
nisation der unterdrückten Schwarzen Südafrikas, fast so alt 
wie die 1910 gegründete Südafrikanische Union (seit 1961 
Republik Südafrika) . gegen deren rassistische Politik !:r sich 
wandte. 

Von Petitionen zu Massenaktionen 

Widerstand hatle es schon vorher gegeben. In heroiischen 
Kämpfen hatten sich die einzelnen Stämme gegen die: buri· 
sehen und brit ischen Eroberer und Landräuber zur Wehr 
gesetzt. waren jedoch trotz zeitweiliger Siege letztli<:h der 
Übermacht vor allem des britischen Imperialismus unter· 
legen. Aber auch die Zerstrittenheit und mangelnde Einheit 
der afrikanischen Stämme trug dazu bei. daß sie nachein· 
ander niedergeworfen wurden. Die Gründung des ANC sollte 
den Widerstand gegen den 1913 durch das Landgesetz - das 
den Weißen 87% des Ten-itoriums garantiert - sanktionier· 
ten Landraub und den Kampf flir das allgemeine Stimm· 
recht der Afrikaner national vereinheitlichen. 
In der Hauptsache o rientierte die ANC·Führung dabei auf 
Petitionen und Delegationen :w den offiziellen Stellen, uno 
terstützte aber auch Streiks der Afrikaner. so 1920 den 
Arbeitskampf von 40.000 Bergarbeitern. der brutal mieder· 
geschlagen wurde. Eine dauerhafte Verbindung mit der 
rasch anwachsenden afrikanischen Arbeiterklasse kam indes· 
sen noch nicht zustande. Trotz zunehmender Des i llu~;ionie· 

rung über die Möglichkeiten. m it den Repräsentantc,n der 
weißen Minderheit zu Verhandlungslösungen zu kon[lmen, 
überwog die Distanz der ANC.Führung zu den afr ikani.schen 
Massen und deren Bedürfnissen und die Beschränkung auf 
"konstitutionelle" l\lethoden. Vor allem aber die ungc,zügel· 
te Brutalität, mit welcher das Regime auf jede Opposition 
reagierte, erdrückte und lähmte den Widerstand. Der Einfluß 
des ANC ging zurück. 
Ocr Einfluß konsequenter, zumal m it der Gewerkschafts· 
bewegung verbundener Kräfte (Moses Kotane und J.B. 
Marks z.B.). vor allem aber der 1943 gegründeten J ugend· 
Liga des ANC, leiteten eine Radikalisierung des ANIC ein. 
Junge Männer wie Nelson Mandela, Oliver Tambo und Wal· 
ter Sisulu setzten sich stärker im ANC durch und beeinfluß· 
ten das Aktionsprogramm des ANC von 1949, in dem Mas· 
senaktionen zur Hauptkampfform erklärt wurden: Neben 
dem traditionellen, auf den Einfluß Mahatma Gandhis (der 
von 1893 bis 19 14 in Südafrika pol itisch tät ig gewesen war) 
zurückgehenden "passiven Widerstand" traten nun Boy­
kotte, Streiks und ähnliche Kampfformen. 

iI 
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E. in anderer politischer For tschriu sollte rur den Auf· 
schwung des Freiheitskampfes in den 50er Jahren ebenfalls 
von Bedeutung sein: der .,Pakt" zwischen dem ANC·Präsi· 
denten A.B. Xuma sow ie den Prä,sidenten der Inder-Kon· 
gresse von Transvaal und Natal. Dr. Vusuf Dadoo und Or. 
G.r.!. Naicker, in welchem eine Zusammenarbeit in Fragen 
gemeinsamen Interesses vereinbart wurde. Diesem "Pakt" 
trat später auch die Orgaf'li sat ion der "Farbigen", der Colou· 
red People's Congress. bei. 

Der Wahlsieg der National·Partei (NP) 1948 veränderte uno 
geachtet aller auch schon zuvor praktizierten rassistischen 
Politik d ie Verhältnisse in Südafrika beträchtl ich. Mit der 
NP, die sich mit Positionen der NSDAP zu identifizieren 
pflegte, wurde die Politik der "Apartheid", der völligen Dis· 
kriminierung, Entrechtung und territorialen Ausgliederung 
der Afrikaner systematisch perfektioniert. 
Oie NP-Regierungen etablierten das "Bantustan"·System; 
die rass ische Segretation der Gewerkschaften wurde 1954 
durchgesetzt - woraufl1in sich als nicht rassischer Verband 
der Südafrikanische Gewerkschaftskongreß (SACfU) kon· 
stituierte; eine Vielzahl von drakonischen Repressionsgeset­
zen, beginnend mit dem KP·Verbot 1950, wurde verabschie· 
det. Der ANC übernahm die Initiative bei der Organisation 
des Widerstandes. 
1950 begann eine Welle von Massenproteste n mit einer 
Demonstration flir die Opfer einer von der Polizei beschos· 
senen Mai·Kundgebung in TransvaaL 1952 folgte eine Kam­
pagne des Widerstandes gegen ungerechte Gesetze ("Defian­
ce campaign"). Viele Tausende von ANC·Mitgliedern setzten 
sich bewußt über Gesetze der Rassentrennung, wie separate 
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Zugänge usw., hinweg und wurden verhaftet. Aber der Ein­
fluß du ANC stieg gewaltig: Innerhalb weniger Monate 
schnelhe die Mitgliedschaft von 7.000 auf 100.000 hoch. 
Unter der Führung des neugewähhen PräsideDten Albert 
Luthuli (Nelson Mandela wurde sein Stellvertreter) legte der 
ANC die Basis rur seinen Massenrückhalt. 
Dennoch: Auch landesweite Massenkämpfe vermochten das 
Regime nicht von seinem Kurs abzubringen. Es antwortete 
mit Verboten und Drohungen. Festnahmen und Bannver· 
ordnungen gegen die ANC-Führer und .mitglieder. 
In dieser Situation wurde der Plan eine Nationalversamm­
lung ("national convention'-) propagiert, die Vertreter aller 
Bevölkerungsgruppen zusammenbringen sollte, um die Frei­
heiucharta eines künftigen demokratischen Siidafrika zu dis­
kutieren und zu verabschieden. Neben dem ANC engagier­
ten sich der Südafrikanische Kongreß der Inder, der Kon­
greß der Farbigen, der Kongreß der Demokraten, eine Or· 
ganisat ion radikaldemokratischer Weißer, sowie der SACTU 
in dieser Kampagne. 50.000 !-'reiwillige aller Bevölkerungs­
gruppen verbreiteten die Ziele des Kongresses Ulrtd sammel­
ten Forderungen, die in dem gemeinsamen PrO,gramm ver­
ankert werden sollten. 
Am 26. juni 1955 stimm ten die 3.000 Delegierten des 
Volkskongresses in Kliptown rUr die Annahme der Freiheits· 
charta, ein Programm, das die Gleichheit aller in Südafrika 
Lebenden in einem demokratischen Südafrika und u.a. die 
DurchfUhrung grundlegender gesellschaftlicher Veränderun· 
gen wie die Vergesellschaftung von Bodenschätzen, Banken 
und Monopolindustrien und die Auf teilung des Landes un­
ter die, die es bebauen, fordert. Es bildet bis heute das 
Grundsatzprogramm des ANC. 1 

Das Regime reagierte mit einem Prozeß wegen Hochverrats 
gegen 156 Mitglieder der Kongreß-AlIian:t. (der 1961 jedoch 
in sich :t.usammenbrach) und mit verschärfter Verfolgung 
aller Aktivisten. Demonstrationen der afrikanischen Frauen 
gegen die Paßgesetze (1956), Boykotte gegen BU$tarife 
mobilisierten zwar große Teile der nicht weißen Bevölke­
rung, vermochten aber keine Veränderungen durchzuset:t.en. 
Die zweite Phase der ANC-Politik ging ihrem Ende entgegen. 
Den Ubergang leitet das Massaker von Sharpeville am 2 1. 
Män. 1960 ein, als die Polizei 69 Teilnehmer einer friedli ­
chen Demonstration gegen die Paßgesetze niederschoß. 
Der ANC rief :t.um Generalstreik als Antwort auf. Die Regie­
rung rief den Notstand aus und verbot am 8. Apriil 1960 den 
ANC und den Panafrikanischen Kongreß (PAG) , der sich 
1959 aus Gegnerschaft zur Po litik der Kongreß-Allianz vor 
allem in der Frage der Kooperation aller Rassen im Kampf 
ftir die Befreiung vom ANC abgespalten hatte. Weltweite 
Proteste und die demonstrative Verleihung des Friedens­
nobelpreises 1960 an Albert Luthuli beeindrucken das 
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Apartheidregime indessen nieht. 
Mit Sharpeville und dem Verbot von ANC und PAC endete 
die Phase der militanten, aber nach wie vor "friedlichen" 
Masscnkampagnen. Die künftige Hauptfonn, entschied der 
ANC, würde der bewaffnete Kampf sein, nachdem die 
Möglichkeiten friedlichen Veränderung objektiv erschöpft 
waren. Am 16. Dezember 1961 startete der bewaffnete 
Flügel des ANC, Umkhonto we Si1:we (Speer der Nation), 

die ersten Aktionen einer Sabotage·Kampagne gegen Ein­
richtungen des Apartheid·Staates. 

Doch d ie Umstellung auf megalität un4 bewaffneten Kampf 
kam rur den ANC unvorbereitet. 1963 traf die Organisation 
zudem ein schwerer Schlag. a ls ein großer Teil der Unter. 
grundführung verhaftet und 1964 im sog. "Rivonia-Prozeß" 
zusammen mit Nelson Mandela zu lebenslanger Haft verur· 
teilt wurde. Weitere Verhaftungen Hihrender ANC·Mitglie­
der folgten und schwachten die Organisation. 
Neben dem Bemühen um die Reorganisation des ANC im 
Untergrund gewann nun die "diplomatische Front" an Be­
deutung. Schon vor dem Verbot 1960 war Oliver Tambo ins 
Ausland geschickt worden , um eine Exilorganisation aufzu­
bauen. Die UNO, in der seit dem ,Jahr Afrikas" 1960 die 
neuen afrikanischen Nationalstaaten eine gewichtige Gruppe 
bildet en, wurde zu einem wichtigen Forum nir den Frei­
hei tskampf. 1962 empfahl die Vo llversammlung der UNO 
erstmals einen Wirtschaftsboykott Südafrikas, den Albert 
Luthuli 1963 ausdrücklich guthieß. Mit den Befreiungs. 
bewegungen in den damaligen portugiesischen Kolonien 
sowie Zimbabwes (ZAPU) und Namibias (SWAPO) verbin· 
den den ANC enge Beziehungen: 1967 ruhrten ANC und 
ZAPU gemeinsame Kampfoperationen durch. 
1969 verabschiedete eine erweiterte Leitungskonferenz des 
ANC im tansanischen Morogoro ein " Strategie und Taktik 
des ANC" betiteltes revolutionäres KonzC'pt,2 in dem er die 
veränderten Bedingunen analysierte. Zusammen mit der 
Freiheitscharta von 1955 bietet dieses Dokument in allen 
wesentlichen Fragen des Befreiungskampfes die maßgebliche 
Orientierung. Es definiert ab Hauptinhah des Befreiungs­
kampfes die nationale Befreiung der Afrikaner und anderen 
Unterdriickten Südafrikas und deren untrennbare Verbun­
denheit mit der so:t.ialen und ökonomischen Befreiung, ein­
geordnet in einen weltweiten revolutionären Gcsamtprozeß. 
Die afrikanische Arbeiterschaft bildet die Haupt kraft dieses 
Kampfes, dessen Hauptform - neben anderen, .. friedlichen" 
Methoden und unter Achtung des Vorrangs der Politik über 
das Militärische - der bewaffnete Kampf darstellt. 
Die 70er jahre waren in Südafrikas Widerstandsbewegung 
durch drei Tendenzen gekennzeichnet: äurch das Auftreten 
neuer Organisationen, die Zunahme von Massenkämpfen 
ohne direkt erkennbare organisatorische Anleitung sowie 
das Wiedererstarken des ANC und der Gewerkschaftsbewe­
gung der Afrikaner. 
Ende der 60er jahre trat mit der Studentenvereinigung 



SASO die erste Gruppierung jener in sich breit gefächenen 
StrömWlg auf, die unter dem Sammelbegriff Black Con­
sciousness Movement (Bewegung schwarzes Selbstbewußt­
sein - BCM ) bekannt wurde. Ihr Einnuß vor allem unter 
jugendlichen - Schüler, Studierende - war zeitweilig be­
trächtlich. In den Hauptfragen der Zide und Formen des 
Befreiungskampfes existierten jedoch vielfältige und wider­
sprüchliche Positionen, teils auch Gegnerschaft zum ANC, 
obwohl ANC-M itgl ieder frühzeitig in BCM-Organisationen 
mitarbeiteten. 
Die politische Entwicklung der BC~·I -Gruppen wurde 1977 
vom Apartheid-Regime durch das Verbot von 18 Organisa­
tionen brutal unterbunden: auch die vom BC~-I propagierten 
"friedlichen" und legalen Methoden des Widerstandes über­
schrinen die Toleranzschwelle der Nationalisten. 1976 hatte 
das Massaker an (offiz.iell) über 700 jugendlichen im 
Schwarzen-Getto Soweto bei johannesburg die Empörung 
der Weltöffentlichkeit hervorgerufen und mit den Organisa­
toren der Schüler-Demonstrationen den Begriff Black Con­
sciousness international bekannt gemacht. 
Ebenfalls zu Beginn der 70er j ahre fanden wieder massive 
Arbeitskämpfe der Schwarzen und anderen nichtweißen 
Arbeiter staU. 1971/72 war es in Nam ibia zu e inem Streik 
der Kontraktarbeiter gekommen ; 1972 /73 legten insgesamt 
über 100.000 schwarze und . .farbige" Arbeiler in der Re­
gion von Durban die Arbeit nieder und erkämpften Teiler­
folge; 19 73-75 streikten die Bergarbeiter der Go ldminen. In 
den j ahren seit 1979 verstärkte sich diese Slreikbewegung; 
trotz Repressalien und Drohungen vergeht kaum ein Tag, an 
welchem nicht Schwarze, "Farbige" oder Inder streiken. 
Hinzu kommen Basisbewegungen auf lokaler Ebene - Boy­
kottaktionen gegen Tarife z.B., der massive Widerstand ge­
gen die Zwangsumsiedlungspoli tik des Regimes - , ein­
schließlich erneute Streiks, diesmal (1980) über mehrere 
Monate, von über 100.000 "farbigen" Schülerinnen und 
Schülern. Vielfach treten a ls Organisatoren Kom itees auf, 
die flir die Po lizei schwer ausfindig zu machen sind_ 

Neue Qualität des bewaffneten Kampfes 

Die auffälligsten Erscheinungen dieser neuen Welle des 
Widerstandes sind zum einen die gemeinsamen Aktionen 
von Angehörigen der verschiedenen Bevölkerungsgruppen, 
die damit ein erneut wachsendes Einheiuempfinden der 
Unterdrückten anzeigen, zum anderen die So lidarisierung 
etwa von Arbeitenden und Lernenden, Lehrern und Ehern 
in ihren Aktivitäten an den verschiedensten Fronten, 
schließlich die zunehmende Politisierung dieser Aktionen. 
Sie kommt in den Forderungen nach Legalisierung der Ge­
werkschaften ohne staatliche Kontrolle ebenso zum Aus­
druck wie in den Forderungen nach Beseitigung nicht nur 
einz.elner Mißstände, sondern des gesamten Apartheid­
systems und der bei den organisicrten Aktionen erkenn­
baren Oist.iplinierthei t. 
Daß sich in den gewerkschaftlichen und kommWlalen Ak­
tionen, den Schülerstreiks und dem Widerstand gegen 
Zwangsumsiedlungen usw. die Arbeit des ANC - und des 

SACTU - zunehmend bemerkbar macht, demonstrieren 
Tatsachen wie die Orientierung des größten Teils der seit 
1976 jährlich niehenden schwarzen j ugendlichen auf den 
ANC oder der Anschluß eines der prominentesten Gewerk­
schafter und Streikführers der jüngsten Auseinanderset­
zungen. Thozamile 80lha, sowie des angesehenen Xhosa­
Häuptlings Sabata Dalindycbo an dcn ANC.3 
Das Rassistenregime kennt seinen Haupt gegner. Nicht von 
ungefähr wird hinter fast jeder Opposition der ANC ver­
mutet (fragl~s in absichtlicher übertreibung). Unübersehbar 
und Schockerlebnisse rur die in ihre Unüberwindlichkeit ver­
trauenden Nationalisten waren jedoch die Guerillaakt ionen 
des Umkhonto we Sizwe vor allem seit 1979. Im Mai 1979 
führten Umkhonto-Kämpfer einen überfall auf die Moroka­
Polizcistation in Soweto durch; im November 1979 befreite 
der ANC drei prominente l\litglieder aus einem Hochsicher­
heiugefangnis; Anfang 1980 wurde die Orlando-Polizdsta­
t ion bei j ohannesburg Ziel eines Umkhonto-Angriffs; 
schließlich gingen am 2. j uni 1980 TeiJc der strategisch 
wichtigen SASOL.Kohlevcrnüssigungsanlage und Tanklager 
bei einem Sprengstoffattentat des Umkhonto in Flammen 
auf. 
Die bewaffneten Aktionen belegen die gewachsene organisa­
torische und politische Stärke des ANC. Seine Positionen 
werden auch unter den noch legal tätigen Afrikanern .. ,far­
bigen'· und indischen Politikern und ihren Organisationen 
mehr und mehr zum Orienlicrungskriterium: Kollaboration 
mit dem Regime oder konsequenter Widerstand. 
Anmerkungen: 
I) Vollständiger Wortlaut der "Freedom Charter" u.a. in: R. Falk/P. 

Wahl (Hrsg.), Befreiun~bewegungcn in Afrika. Potiti$Che Pro­
gramme. Grundsätze und Ziele von 1945 bis zur Gegenwart, Köln 
1980, S. 94-98 

2) Deut!iCher Text siehe: ebenda. S. 484-506 
3) Vgl. Inte ..... iews mit Th. Botha und Sabat .. , in: AlB, NT. 3/1981, 

5.38-40 und Nr. 4/198 1. s. 33 
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Hans Mayer 

Pretorias Aggressionskurs 
gegen seine Nachbarn 

Als der ehemalige amerikanische Generalstaatsanwalt 
Ramsey Clark in Kwamato/Angola als Mitglied der Unter­
suchungskommission über die Verbrechen des Apartheid­
regimes im Südlichen Afrika selbst die übergriffe der Süd­
afrikaner beobachten konnte, zog er unmillelbar den Ver­
gleich mit den Angriffen der USA auf Kampuchea am Ende 
des Vielnamkrieges. 1 Für diese Einschätzung war nicht nur 
der Einsatz von Napalm maßgebend. Tag für Tag verletzen 
südafrikanische Truppen und Flug-teuge die territoriale Sou­
veränlität Angolas und stoßen bis tief in das Innere des 
Landes VOT. 

Die Politik der verbrannten Erde wird dabei immer mehr 
zum allgemeinen Grundsatz Pretorias. Angola befindet sich 
ungewollt im Kriegszustand mit dem Regime in Südafrika. 
Dieser zweite Krieg um Angola spielt sich jedoch in einem 
größeren Zusammenhang als 1975/76 ab. Südafrika hat 
seine militärischen Aggressionsak tc auf das gesamte Südliche 
Afrika ausgeweitet, die In tensität der Angriffe nimmt zu. 
Auch in dieser Hinsicht gleicht das Südliche Afrika heule 
der Situation in Südostasien in der ersten Hälfte der 70er 
Jahre. 

Der RSA·lntcrvcn tionismus hat Tradition 

Daß Südafrika diesen Krieg auf subkontinentalcr Basis fUh· 
ren kann, wirft ein bezeichnendes Licht auf die langandau· 
ernde Kooperation der Westmächte mit dem Rassisten­
regime. Mit ihrer Hilfe gelangte die RSA in den Besitz eines 
ausreichenden militärischen Po tent ials, das vom einfachen, 
in Lizenz gebauten Maschinengewehr bis zur Atombombe 
reicht (siehe eingehender NATO-Beitrag von W. Geißler). 
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Sei t der Wahl Ronald Reagans zum amerikanischen Präsi­
denten wird diese Zusammenarbeit noch intensiviert. 2 Im 
Zentrum der im November 1980 angelaufenen Gespräche 
zwischen Süda frikas Premierminister P.W. Botha und 
NATO-Generalsekretär Luns dürfte dabei d ie Errichtung ei­
nes Südatlantischen Verteidigungspaktes gestanden haben; 
eine an und Hit sich alte Uberlegung, d ie durch das Hervor­
kehren der strategischen Interessen der USA an Bedeutung 
gewonnen hat. 
Ein zweiter Aspekt lag vermutlich darin, wie das vom UN­
Sicherheitsrat 1977 verhängte Waffenembargo weiterhi n 
unterlaufen werden kann. Schließlich drohen Südafrika der­
zeit verbindliche Wirtschaftssanktionen. die von der inter­
nationalen Gemeinschaft seit dem Schei tern der Genfer 
Namibia-Konferenz im Januar 1981 3 erneut energisch ge­
fordert werden. Erst ei n verbi ndliches Wirtschaftsembargo 
würde die südafrikanische Kriegsmaschinerie empfindlich 
einschränken. Dies nicht nur im Hinbl ick auf daraus resul· 
t ierende finanzielle Engpässe, sondern auch hi nsichtlich des 
über 40%igen Importanteils bei der Waffenproduktion. Eine 
stärkere strategische Einbindung des RSA ist dagegen gleich­
bedeutend mit der Verschärfung der militärischen Lage im 
Südlichen Afrika. 
Die davon ausgehende Bedrohung für die schwarzafr ikani­
sehen Staaten hat Tradit ion. Schon während der Befreiungs· 
kr iege in Angola und Mo~ambique kämpften südafrikanische 
Truppen auf der Seite der Portugiesen und waren an Ober­
griffen auf benachbar te Staaten beteiligt. In Zimbabwe wur­
den noch unter Muzorewa gemeinsame Operationen gegen 
die Guerilleros der ZANU und ZAPU durchgefUhrt. 
Auch außerhalb der Region leistete Südarrika immer dann 
Schützenhilfe, wenn schwarzafrikanische Staaten, die der 



Dialog-Regie Pretorias nicht fo lgten, geschwächt werden 
konnten. Die Ausbildung von InvasioflStruppen, Putschver­
suche, zahllose Bombenanschläge und Sabotageakte gehen 
auf das Konto Südafrikas, das keine Chance zur Desl:abilisie­
rung ungenuIZI ließ. 
Neu ist das Ausmaß derartiger Manöver. Am augenschein­
lichsten ist dies bislang in Angola und Moo;ambiqut: gewor­
den. Doch gleichzeitig nimmt der interne Terror in Namibia 
zu, greifen südafrikanische Truppen Botswana und Sambia 
an, finden in Lesotho, Swasiland und Zimbabwe Bomben­
:l.'1schläge statt. Die Ziele der mili tärischen Operationen sind 
dabei - entgegen südafrikanischen Behauptungen -- immer 
die wirtschaftliche Infrastruktur und die Zivilbevö:tkerung. 

Hauptangriffsziel Angola 

Im Februar dJ. hat die Internationale Kommis!;ion zur 
Untersuchung der Verbrechen des Apartheidregimes im 
Südlichen Afrika auf ihrer zweiten Sitzung in Luanda (siehe 
AlB 4/1981 und 5/1981; d. Red.) die Aggressionsakte bilan­
ziert und sich vor Ort selbst ein Bild über das Ausmaß der 
Zerstörung gemacht. 
Zeugenaussagen von Betroffenen und überläufern belegten 
eindeutig die umfangreichen Verbrechen an der Zivilbevöl­
kerung, den Einsatz von Napalmbomben und die Vernich­
tung der wirtschaftlichen Grundlagen im Süden Angolas. Es 
konnte der Einsatz von Söldnern im Innern Angolas und 
ihre Kooperation mil Savimbis UN ITA nachgewies.en wer­
den. 
Unterdessen nahmen die Angriffe der Südafrikaner weiter an 
Intensität zu. In einem Ende Februar dJ. veröffentlichten 
Kommunique des angolanischen VerteidigungJlmini~;teriums 
wird ein Anstieg der Ubergriffe in der ersten HäJfte des 
Monats verzeichnet. 4 Die schwersten Attacken fanden zwi­
schen dem 12. und 16. Februar 1981 statt. Bei einem An­
griff auf Chiede und Namocunde wurden 15 Zivilisten ver­
wundet oder getötet. Auch im März dJ. wurden diese Luft­
lande-Operationen fOTigesetzt. Während Südafrika nahe 
dem BadeoTi Ponto d'Oro bereits die zweite Kom.mando­
aktion gegen Mopmbique durchfUhrte, flog die Luftwaffe 
200 Meilen tief nach Angola ein. s Neuere Berichte spre­
chen davon. daß derzeit 1.000 "Südafrikaner" direkt auf 
angolanischem Gebiet operieren. 
Angola ist seit jahren das Hauptangriffsziel Südafril(as. Das 
von Südafrika illegal besetzte Namibia ist dadurch :zur zen­
tralen Operationsbasis südafrikanischer Aggressions:lkte ge­
worden. Mit einer Gesamtzahl von 75.000 Mann der süd­
afrikanischen Besatzungstruppen weist Namibia bezogen auf 
die Bevölkerungszahl mittlerweile die höchste militärische 
Dichte in der Welt auf. Von Grootfontain und Wiindhoek 
aus greift die südafrikanische Luftwaffe in die Kämpfe ein. 
Die sog. Operat ionszone unm ittelbar hinter der angolani­
schen Grenze beherbergt die Masse der südafrika,nischen 
Kampftruppen, die von dort ihre Angriffe vortragen oder 
die logistische und militärische Unterstützung der im Innern 
Angolas befindlichen Truppen betreiben. 
Zusätzlich steht den Südafrikanern eine 7.000 - 10.000 
Mann starke Polizeitruppe zur VerfUgung, die zum Teil der 
Südafrikanischen Verteidigu ngsstreitkräfte (SADF) unter­
steltt ist oder eigene Sicherungs- und Repressionsaufgaben in 
Namibia wahrnimmt. 
Doch beschränken sich die von namibischen Stützpunkten 
ausgehenden Angriffe nicht auf die Bevölkerung Namibias 
und Ango las. Botswana protestierte jüngst gegen mehrere 
von Südafrika im Caprivi-Zipfel begangene Grenzvc:rletzun­
gen, in die südafrikanischc: Panzerfahrzeuge und Hulbschrau­
ber verwickelt waren. 6 Der Südwesten Sambias war eben­
falls mehrfach Angriffsziel von SADF-Kommandoeinhei-

ten.1 1978 wurde die Stadt Sesheke ftir mehrere Tage be· 
setzt. Während der Lancaster-House-Konferenz über Zim­
babwe im Herbst 1979 erreichten diese übergriffe einen vor­
läufigen Höhepunk t. 
Nach dem Wahlsieg Mugabes verstärkte Pretoria seine An­
griffe ein weiteres Mal. Seither ist ein Teil dieses Territo­
riums praktisch besetzt. Vom Caprivi-Zipfel wurden auch 
just zu dem Zeitpunkt Angriffsvorbereitungen eingeleitet, 
als in Lusaka ein Putschversuch, der vereitelt werden konn­
te, unmittelbar bevorstand. Zwei der beteiligten Sambianer 
hal ten sich gegenwärtig in Süda fr ika auf. Es liegt nahe an­
zunehmen. daß die militärischen Aktionen der Südafrikaner 
mit den internen Destabiliserungsversuchen koordiniert wer­
den. Auffallend ist auch, daß sie in aller Regel verschärft 
werden, wenn politische Entscheidungen anstehen. Neben 
den langfristigen Destabilisierungszielen tritt dabei ein un­
mittelbares takt isches Ziel der Erpressung hervor. 

Zu den taktischen Schachzügen gehört es auch, die lokalen 
Gegenkräfte soweit wie möglich in die südafrikanische Stra­
tegie miteinzubeziehen. Militärisch werden diese lokalen 
Gegenkräfte durch afrikanische Sö ldnertrupps getragen, die 
ihrerseits von den Südafrikanern ausgebildet und mit der 
notwendigen Logistik versehen werden. Neben den zahl-

Militärstützpunkte In Namibia 

V>J.W1S .. 
~ 

....... 
• ~tiODUIiltzp<W.' 
•• loIilil1t-o~nk. 
~ 

A Lot'IW>If .... f\I'''''''''k' 
t SW~TS--Ausb~c!u ..... -J.!-I.I. .Op< .. __ " 

~-~ 
~--....... ... ",.;~~-

""" 

- .,. 
, 

•• 
" 

" ........ • 
." 

•• 
1""""" t •• 8 

--. " 
" . 

" .~ . 
IIon ...... 

,.. \ 

! 
I 
i 

. ti 
" ! ! 

! 
! 

~ ! 

! IOTSW .... 

! 
I 

" .~ 

I , 
r . 

i 

(In< 1>I .. k,""''', 01.. S"'''""nk« in .xl ·'Op<nL.ionAonc·· will .'Mn t'n4N<k 
_Ib",. Dich,. .. ...,;".In "nd ... "pri<h. nieh. du .. .-liehm Stanclof ..... ) 
(~<II<: 1 .... .,..., .. __ ' SoldI_ Af .... ao.... NI. 1·2/1981) 

reichen Bombenattentaten und Sabotageakten südafrikani­
scher Agenten sind es vor allem die Aktivitäten dieser Ban­
den, d ie den ökonomischen Wiederaufba u in einer Reihe der 
Frontstaaten am nachhalt igs ten beeinträchtigen. Sie rekru­
tieren sich aus den Uberbleibseln der FNLA, ehemaligen 
Mitgliedern portugiesischer Eliteeinheiten, Katangasöldnern 
und Mitgliedern der Hilfstruppen von Muzorewa und Si­
thole. Buschmänner wurden ebenso angeheuer t wie lang­
gediente europäische Abenteurer. 
Den Streitkräften Angolas ist es in den letzten j ahren aller-
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Chronololgie 
1915 Südafrikanisehe Trup~n besetzen die deulS(:h,~ Kolonie 

Siidwcstafrika 
1917 Ein Aufstand. der Ovambos wird niedergeschlagen 
1920 Der Völkerbund unterstellt Si.idwestafrika der Südafrikani­

sehen Union als Mandatsgebiet. Burische Siedler f:ignen sich 
große Ländereien an; für afrikanische Völker werden Reser­
vate gebildet 

1922 Ein Aufstand der Bonddswarts wird durch Bombenangriffe 
der südafrikanischen Luftwaffe erstickt 

1925 Südwestafrika erhält e ine Verfassung, die die kgi~,lative und 
administrative Verwaltung des Landes durch Süd"frik .. fest­
schreib t. Pretoria förden verstärkt die Einwanderung südafri­
kanischer SiedLer 

1946 Die UNO weist Südafrikas Forderung nach Angliederung sei­
nes Mandatsgebietes Südwcstafrikas zurück. Pretoria negiert 
jedoch die Rechtmachfolge der UNO auf den Völkerbund 
und seitdem jedwede Zuständigkeit der UNO fÜlr Südwest­
afrika 

1949 Südafrika erklärt die Annexion Südwestafrikas 
1950 In einer Entscheidung des Inte rnationalen Gerichtshofes in 

Den Haag wird zwar Südwestafrika als Internationales Terri· 
torium bezeichnet, nicht aber die Rechtsnachfolgo~ der UNO 
in der Treuhandschaft gefordert 

1959 Eine Erhebung gegen die Zwangsumsiedlung von 15.000 
afrikanischen Einwohnern Windhoeks wird niedergeschlagen 

1960 Die Südwestafrikanische Volksorganisation (SWA:PO) Nami­
bias wird gegriindet 

1963 Die Republik Südafrika (RSA, seit 1961) setzt die Odendaal· 
Kommission ein, die nach zweijähriger Arbeit fur die zukünf· 
tige Entwicklung Südwestafrikas die übertragung des Apart­
heidsystems vorschlägt, explizit den Aufbau von Ißantustans 
(Homelands) flir die verschiedenen Ethnizitäten fordert s0-

wie die Errichtung einer südwest afrikanischen Zl,ntralregie­
TWlg und allgemeines Wahlrecht ablehnt 

1966 Indem sich der Internationale Gerichtshof für nicht zustän­
dig erklärt, lehnt er nach mehreren Prozessen <:ine Klage 
Liberias und Äthiopiens gegen Südafrika ab. Di<, UN·Voll­
ve rsamm lung erklärt darauf im Oktober in der Resolution 
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zur Namibiafrage 
2145 die südafrikanische Mandauträgerschaft rur beendet. 
Dieser und folgende Beschlüsse von UN-Vollversammlung 
und Sicherhe itsrat waden von der RSA ignoriert; bindende 
Beschlüsse (z.B. Waffenembargo) sowie Aufrufe werden 
ständig durch das Ve to der Westmächte verhindert oder un­
terlaufen. 
Die SWAPO beginnt den bewaffneten Kampf 

1968 Südwestafrika wird von der UNO Namibia genannt 
1971 Bei der Niederschlagung eines Generalstre iks werden 50 afri­

kanische Arbeiter getötet 
1973 Die SWAPO wird von der UNO als "authentischer Vertreter 

des Volkes von Namibia" anerkannt. 
Die ersten von 10 geplanten Bantulitans, Ovamboland und 
Kavangoland, werden gebildet; ihre Unahhängigkeitse rklä· 
rung nach siidafrikanischem Muster scheitert aber u.a. an ei­
nem erfolgreichen WahlboykoU 

1975 Namibia wird zur Ausgangsbasis siidafrikanischer überfalle 
gegen das unabhängig gewordene Angola. Die südafrikani­
schen Truppen werden auf 40.000 Mann verstärkt. 
Unter siidafrikanischer Anleitung beginnt die nach Stammes­
krite rien bei rassistische r Dominanz zusammengesetzte 
"Tumhallen-Konferenz" zur Vorbereitung einer "Verfas­
sung" flir Namibia 

1977 Der Verfassungsentwurf findet keine internationale Anerken­
nung, weshalb sich die BRD, USA, Frankreich, Großbritan­
nien und Kanada als Kontaktgruppe einschahen. Die Konfe· 
renz wird in die Partei "Demokratische Tumhallen·Atlianz" 
(DTA) umgebildet 

1978 Aus den unter südafrikaniKher Kontrolle abgehaltenen 
"Wahlen" zur Nationalversammlung Anfang Dezember geht 
die DTA als "Sieger" hervor 

1981 In Genf scheitert eine Konferenz aller am Namibia·Konflikt 
betei ligten Parteien, die Wahlen unter UN-Aufsicht und die 
spätere Bildung einer Regierung eines unabhängigen Namt­
bias vorbere itend diskutieren sollte, an de r Unnachgiebigkeit 
Südafrikas. 
Die Stärke der südafrikan ischen Besatzunglitruppen in Nami. 
bia wird auf über 100.000 Mann geschätzt 



Kriegsmaschinerie 
des Apartheidregimes 

Siidafrikas Mililärausgaben vervielfach ten sich seit 1960. und zwar 
vor allem politischen Krisenenlwicklungen folgend, wie der Krise 
nach SharpcviUc (1960). der Befreiung Angolas und Moo;ambiques 
sowie dem Schciu:rn de r sildafrikanischen Aggression in Angola 
(1974·76). 50w<:lo (1976): 
1960{61 R (Rand) 44,0 Mio (ca. 240 Mio D~tJ 
1961/62 72,0 (ca. 390 .Mio m t ) 
1973/74 472,0 (u, 1,8MId 0"1) 
1976/77 1.407,6 (ca. 4,2 Mrd D~I ) 
1980/81 2.S7!i,O (ca. 5,OMrd m l ) 
Ähnlich rapide entwickelten sich die Mamllchafuslärkcn: 
1960 78.000 (davon ständig unter Waffen 11.500) 
1967 154.000 (42.000) 
1977 367.500 (105.000) 
1979 494.000 (180.000; der Großteil davon in Namibia). 
Die Bewaffnung und Ausrilslung in großenteils imlK'rticr l oder in 
Lizenzen nachgcbaul. Südafrikas Tcihtrcitkriiftc verfügen Il_a_ über: 
Armee: Vnimog-Transporter (BRD); ca_ 1.200 Paro:erwagen Pan­
h!U"d AML 60 und 90 (Frankreich); ca_ 150 Ccnturio,n-Paro:er 
(Großbritannien); MiJan-Abwehrraketen (BRD/F rank reich 1_ 
Luftwaffe: ca_ 170 Mirage I und U-Düsenjäger (Frankreich bzw_ 
Lizenz); ca. 120 Impala-Kampffluguuge (halien bzw_ Li2:enz); 22 
Lockheed-Transporter (USA); 9 Transall-Transporter (BRD/Frank­
reich); 165 Hubschrauber diverser Typen aus Frankreich und neu­
erdings BQ lOS-Helikopter (BRD)_ 
Ma.rine: eine Anzahl älterer Schiffe (Fregatten, 2 Zerstörer u_a_) 
britischer Herkunft; 3 (?) Daphne-V-Boote (Frankreich).; minde­
stens 6 neue Schnellboote, gehaut nach israelischem Vorbild 
(Reshef-Klasse), das seinerseiU BRD-Plänen folgt_ 
(Quelle: The Apartheid War Machine, London, Internat ional 
nefence & Aid Fund, 1980) 

dings gelungen, den Einnuß der auf ihrem Territorium ope­
rierenden Banden weitgehend einzudämmen_ Der F'NLA ist 
seit dem Abkommen mit Zaire 1980 endgültig dc·r Boden 
entzogcn, während die UNITA seit 1978 schwere Nieder­
lagen in den Zentralprovinzen Angolas, Huambo und Bie 
hinnehmen mußte. Die UNITA besteht nur noch alts kleinen 
Banden, die in erster Linie Sabotageakte verüben_ Dies war 
einer der Gründe, warum Südafrika sein direktes Engage­
ment in Ango la erhöh te_ 
Auch in Sambi~ ist die 1975 vom Capr ivi-Streift:n einge­
schleuste Mshala-Gang heute ohne Bedeutung_ Von Zim­
babwe sind nur einzelne Sabotageakte und Anschläge auf 
militärische Einrich tungen und ANC-Mitgliedern bekannt_ 
Doch befi nden sich die ehemaligen Hilfstruppen Muzorewas 
und Sitholes in einer Stärke von ca_ 5_000 Mann im Trans­
vaal/Südafrika in Wartestellung_ 

Banden im Sold Südafrikas 

Wesent lich schwieriger stellt sich d ie Situation nil" die Re­
gierung in Maputo dar. Trotz der beiden Angriffe südafrika­
ruscher T ruppen im J anuar und März dJ- auf Wohnungen 
von ANC- und SACTU-Mi tgliedern, bei denen der CIA indi­
rekt beteiligt war, stellt das Bandenwesen derzeit noch die 
direktere Bedrohung dar_ Nicht um$Onst haben sich die Re­
gierung~n in Maputo und Salisbury zu Beginn d-J auf ein 
gemeinsames Vorgehen geeinigt_ 
Seit der Unabhängigkeit Mopmbiques verunsichert die " Be­
wegung freies Afr ika" das Grenzgebiet zu Malawi., das mit 
der RSA eng befreundet ist. Mit ihr verbunden ist die Natio­
nale Widerstandsbewegung (M RN) unter Andreas Simango_ 
Ursprünglich wurde die MRN 1976 vom rhodesischen Ge­
heimdienst und dem MO'iambiquaner Jorge J ardintl., einem 
reichen Geschäftsmann aus Maputo, ins Leben g,~rufen.8 
Nach der "internen Lösung" in Zimbabwe etablierte sie sich 
in MO'iambique. um Muzorcwa nicht bloßzustellen_ Nach 
den Aussagen von Luis Sabe Galo kann kein Zweife l darüber 

bestehen, daß die MRN heute von Südafrika ausgebildet und 
logistisch unterstützt wird_ Ihre Ausbildungsbasis befindet 
sich im Ost-TransvaaL Trotz zweier Offensiven der Streit­
kräfte M0'iambiques kontroll ieren sie die militärisch un­
wegsamen Gebiete auf bdden Seiten der Grenze zwischen 
MO'iambique und Zimbabwe_ Auch politisch befinden sich 
Teile der Provinzen Manica und Sofala, in denen die FRELI­
MO noch nicht ausreichend verankert is t , in ihrer Hand_ 
Es ist offensichtlich, daß diese militärischen Banden in be­
trächtlichem Umfang wirtschaftliche Schäden verursachen 
und die lokale Bevölkerung verunsichern_ Gleichwohl geh t 
die ernsthafteste Bedrohung von der Ausweitung der militä­
rischen Aktivitäten Südafrikas gegen seine Nachbarstaaten 
aus_ Der Friedensnobelpreisträger Sean Me Bride sprach als 
Vert reter der Internationalen Untersuchungskomm ission in 
Luanda m it Recht davon , daß die südafrikanischen Streit­
kräfte a ls Terroristen zu betrachten sind, die von der inter­
nationalen Gemeinschaft gebannt werden soll ten_ Nur mit 
verbindlichen Wirtschaftssanktionen kann dieser Bedrohung 
die Grundlage entzogen werden_ 

Anmerkungen: 
I) Bericht und Dokumente der Tagung siehe in: AlB 4/1981, S 

30-31 und 5/ 198 1, S_ 11-15 
2) Siehe New African, London, Januar 1981; zu Reagans Afrikapol 

tik siche AlB 5/1981, S_ 3 
3) Siehe Dokumentierung in: AlB 3/1981, S. 36-37 
4) Vgl. Facts and Reporu, Amsterdam, 6_3_1981 
5) Laut Frankfurter Allgemeine Zeitung, 19_3_1981 
6) Vgl. Süddeutsche Zeitung, 21.3_1981 
7) Vgl_ New African, April 1981 
8) Nach: New Afriean, Ikzembc:T 1980 

AlB zum Südlichen Afrika 
Das AlB berichtet regelm äßig in Analysen und Do kumen­
ten über die Entwicklung im Südlichen Afrika_ 1980/8 1 
brachte n wir u.a_: 
AlB 5/1981: 

H_ Mayer, Neue Fronten im Südlichen Afrika 
Afrikanischer Nationalkongreß (ANC), OAV-Slrategie zur Be­
freiung Südafrikas 
Schlußfolgerungen der zweiten Tagung der Internationalen Un­
tenuchungskommission, Systematischer Rechtsbruch des Apart­
heidregimes 
Regierung der VR Angola, Bericht an die Internationale Unter­
suchtmgskomm ission 

AlB 4/1981.-
Stdlungroahme des ANC zum südafrikanischen überfall auf 
M~ambique 

- Gespräch mit Häuptling Sabata Delindyebo, Ein Mann, eine 
Stimme rur Südafrika 

AlB 3/198 1.-
Inte ..... iew mit Th. Botha, Oer politische und ökonom ische 
Kampf der Arbeiter sind eins 
Stellungnahmen von SWAPQ-Präsident Sam Nujoma und der 
FrontSlaa ten "lur Genfer Namibia-Konferenz 

AlB 11-12/1980: 
- J- Ostrowsky, Das Südliche Afrika am Wendepunkt 
- A. Babing, Oie Multis - Stütze des Apartheidsystems 
- C_ Mzala, Bewaffneter Kampf in Südafrika 
AlB 10/1980.-
- Gespräch mit ANC-Präsident Oliver Tambo, l)en Weißen steh t 

ein Schock bevor 
- ANC-Gc:neralsekretär A_ Nzo, Aktionseinheit ist der Schlüssel 
AlB 7-8/1980'-
- Nelson Mandela, Brief aus dem Gerangnis 
Al B 6/1980.-
- J _ Ostrowsky, Die Mobil isierung der Massen 
- A_ Nw, Lang lebe die Freiheitscharta! 
- T_ Mbeki, Strdtegie und Taktik des ANC 
- ANC, Antwort an die Regierung in Bonn 
A lB 3/1980.-
- 0_ Tambo, Kampfperspektive im Süden Afrikas 
- Gespräch mit J - Gaetsewe, 25 Jahre Südafrikanischer Gewerk-

schah skongreß 
Ritte benutzen Sie die Beste lL karte in der Mi tte dieses 
Heftes! 
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Wolff Geiisler/Jürgen Ostrowsky 

SüdafriklCl und die NATO 

Südafrika ist nicht Mitglied der NATO - formal nicht. Es 
erhält keine Waffen aus NATO-Mitgliedsländem - offiziell 
nicht. Und überhaupt wird es von den NATO-LäJldern in 
seiner Apartheid-Politik nicht unterstützt -; "moralisch" 
nicht . 
Bei näherem Hinsehen ergibt sich ein anderes Bild. Ohne 
formale Einbindung in die NATO (Mitgliedschaft) vollzieht 
sich seit langem eine kontiuuierliche Integration in die 
NATO und in deren Politik und Militärstrategie:. Schon 
1955 schloß Großbritannien mit Südafrika einen Vertrag 
über die Nut:l:ung des Kriegshafens Simonstown an der Kap­
Halbinsel (der 1975 auslief), und gemeinsame Flotlenmanö­
ver wurden abgehalten. 

Nach 1961 beteiligten sich in großem Maßstab neben dem 
traditionellen Waffenlieferanten Großbritannien Imd den 
USA Frankreich und Italien an der Aufrüstung Sü,dafrikas. 
Frankreich wurde zum wichtigsten Partner und lieferte u.a_ 
Panhard-Panzerfahn:euge, Lenkwaffen, Hubschrauber , 
"Mirage"-Düsenjäger (die es in Südafrika in Lizenz nach· 
bauen läßt), V-Boote sowie "Transall"-Transportflugzeuge 
aus westdeutsch-französischer Koproduktion; Italien ver­
sorgte Südafrika mit leichten Kampfflug-uugen. Die Bundes­
republik verkaufte an Südafrika "Unimog"-Ce ländc-fahneu­
ge und über Frankre ich Produkte der rüstungstechnischen 
Kooperation wie "Milan·' -Panu:rabwehrraketen. 1 

1977 beschloß der UN-Sicherheitsrat ein Waffenemhargo ge­
gen Südafrika. Dennoch steht Südafrika - so die Frankfur­
ter Allgemeine - der "militärisch nutzbare zivile Markt... 
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nach wie vor offen".2 Doch auch offene Brüche der mit 
dem Beschluß eingegangenen Selbst verpflichtung durch 
NATO-Länder sind an der Tagesordnung. So lieferte Frank­
reich weiterhin Ersatztei le flir ,,Mirage"-Jäger und "Crotale"­
Flugabwehrraketen. 3 Im Sommer 1980 wurde ein Rü­
stungsgeschäft bekannt, an dem auch die BRD-Firma Rhein­
metall beteiligt war: Rheinmetall lieferte an Südafrika eine 
Munitionsabfüllanlage ftir das NATO-Artilleriesystem FH 70 
bzw. GC 45. dessen Geschützrohre in Kanada und den USA 
entwickelt und über Belgien und Niederlande an das Ras· 
sistenregime geliefert worden waren. 4 

NATO-.. Advokaat" gegen Afrika 

Am demonstrativsten ist die Zusammenarbeit zwischen 
NATO und Südafrika im Projekt "Advokaat" verwirklicht 
worden, einem mit Radar, Sonar und Flugaufklärungsvor­
richtungen ausgerüsteten Luft- und &eraumüberwachungs­
system, das im Marinehauptquartier Silvermine bei Simons­
town sein Zentrum hat, darunter die - von AEG-Telefun­
ken gelieferte - Datenbank, in der alle wichtigen Informa­
tionen über Flugzeuge, Flugplätze, Wasser- und Seewege im 
kontrollierten Gebiet gespeichert sind sowie Angaben über 
ca. 20.000 Kriegs- und Zivilschiffe. 
Jede Bewegung im Luft· und Seeraum dieses Gebietes, das 
an das NATO-Einsatzgebiet südlich des Wendekreises des 
Krebses zwischen Lateinamerika und der australischen West­
küste anschließt, wird von "Advokaat" erfaßt. Dazu die 



Bonner Wehrpolitischen Informationen: "Das NATO·IFF· 
System (Freund· oder Feinderkennung) ist kürzlich auf das 
südafrikanische "Advokaat"·System ausgedehnt wordf:n, das 
seinerseits eine gleichanige argentinische Station und das 
US·Marinehauptquartier in Pucrto Rico mit seinen Nach· 
richten vorsorgt."5 
Die faktische Kollaboration zwischen NATO bzw. NATO· 
Mitgliedsländern und Südafrika soll nach Ansicht einrtußrei· 
eher NATO·Kreise durch die formale Einbeziehung ergänzt 
werden. Gegen solche Pläne regt skh allerdings noch 'Wider­
stand etwa von seiten Dänemarks und der Niederlande. AI· 
ternativ war und ist die Konzeption eines SÜdatlantik·Paktes 
im Gespräch,6 der neben Südafrika die lateiname:rikani· 
sehen Diktaturen Argentinien, Brasilien und Uruguay sowie 
u.a. die USA (zur Zeit seiner Kolonialherrschaft in Afrika 
auch Protugal) umfassen soll(te). Verstärkt werden solche 
Debatten seit dem Nahostkrieg 1967 und der Schließung des 
Suez·Kanals geruhrt. Freilich: Schon 1968 genehmig·te das 
Bundeskabinett die Ausfuhr der bei AEG·Telcfunken von 
Südafrika bestellten Datenverarbeitungsanlage fur das Pro· 
jekt "Advokaat",1 Indiz ftir eine wesentlich weiler zurück· 
reichende Planung. 
Zusätzlichen Auftrieb gab die Wahl der "Tar Baby"·Option 
für die US·Politik gegenüber dem Südlichen Afrika ( .. Memo­
randum 39") durch die Nixon/Kissinger.Regicrung 1969, 
derzufolge die USA eine klar gegen die Befreiungsbewegun· 
gen gerichtete Linie einschlugen. 8 Im November 1972 wur· 
de dem Nordatlantischen Rat von der NATO·Versamm lung 
die "Empfehlung 22" unterbreitet, nach welcher das Alliier· 
te Oberkommando Atlantik (SACLANT) Planungen flir Ver· 
teidigungs·, Überwachungs· und Kommunikationsrnaß· 
nahmen im Indischen Ozean und im Südatlantik in Angriff 
nehmen sollte. 9 Im Oktober 1974 deklarierte die NATO­
Ministerrautagung zum Ausdehnungsberekh der NATO alle 
Regionen, in welchen "wechselseitige Interessen auf· 
treten".10 
1974 - im Jahr 1973 war es zur sog. Ölkrise gekommen ­
stÜTzte das protugiesische Kolonialreich in Afrika. Im selben 
Jahr verhandelte der NATO·:\1ilitärausschuß mit Südafrika 
über eine Nutzung von Simonstown durch die NATO. Der 

ehemalige Bundeswehr·Generalinspekteur de Maiziere emp­
fahl nach einem Südafrika-Besuch dessen Einbeziehung in 
die NATO·Strategie; ähnlich äußerte sich der ehemalige bri· 
tische NATO·Befehlshaber General Walker nach zwei Be· 
suchen 1978. 11 

Der Sturz des Schah.Regimes und das Eingreifen der Sowjet· 
union in Afghanistan 1979 wurden als Vorwände benutzt, 
um verstärkt für eine Ausdehnung der NATO in die südlich~ 
Hemisphäre Stimmung zu machen. In offizieller Mission er· 
suchte Südafrikas Außenminister Pik Botha 1980 um einen 
Besuch bei der NATO in Briissel. Ein solcher Empfang wur· 
de zwar abgelehnt, jedoch "privat" wurde Botha von 
NATO·Generalsekretär Luns zu "persönlichen Gesprächen'· 
eingeladen. Nach Informationen der "Welt kampagne gegen 
die militärische und nukleare Zusammenarbeit mit Süd· 
afrika" haben sich Luns und Botha überdies mindestens 
zweimal in New Vork und Brüsscl unter G~heimhaltung zu 
Gesprächen getroffen. 12 

Publizisten, Militärs und Politiker, die sich die Positionen 
des südafrikanischen Regimes zu eigen machen, verfallen 
immer auf dieselben zwei Begründungen, um die Notwendig· 
keit der Verteidigung Südafrikas durch die NATO zu recht­
fertigen: seine Bedeutung als Rohstoffproduzent sowie seine 
strategische Rolle rur den Seeweg zum ölreichen Persischen 
Golf nach Westeuropa. 

Rohstoffente des Graf Kielmansegg 

Diese Thesen gipfeln in Menetekeln wie dem des NATO· 
Befehlshabers a.D., General Graf Kielmansegg: "Südafrika 
stellt die westliche Welt nicht a llein vor das Problem zwi· 
schen Schwarz und Weiß in einem Land ( ... ) Südafrika ist, 
auch wenn man davon absieht, daß es ein Hauptlieferant des 
Westens flir Uran, Titanium und andere unentbehrliche NE· 
Metalle ist, viel mehr. Fällt Südafrika, wird die Verteidigung 
der westlichen Weh, vor allem Europas, sehr bedrohlich ge· 
schwächt."13 
Kommt die Diskussion auf die Rohstoffe Südafrikas, werden 
Politiker, vor allem aber Vertreter der Industrie, von furcht· 
baren Visionen befallen: WÜTde zumal die Bundesrepublik 
von den südafrikanischen Rohstoffen abgeschnitten, hätte 
dies katastrophale Folgen flir die Wirtschaft der BRD und 
damit ftir die Arbeitsplätze. Folglich dürften sie keinesfalls 
in die Hände "des Gegners" fallen und damit der Verfügung 
für "den Westen" entzogen werden. Als Rechtfertigung ist 
dieses Argument wenig tauglich : 
• Es ist zynisch, die sozialen Interessen der BRD·Bürger 
z.B. an Arbeitsplätzen gegen die unmenschliche Unter· 
dTÜckungspraxis in Südafrika auszuspielen; 
• auch ein vom rassistischen System befreites Südafrika 
wird seine Rohstoffe exportieren, und Länder wie z.B. An· 
gola liefern den Beweis, daß sie dies auch an "westliche" 
Länder tun, allerdings zu eigenen und damit für sie günsti. 
geren Bedingungen. 
Überdies sind die Stat istiken fragwürdig. Bei mehreren der 
immer wieder genannten Rohstoffe befindet sich die RSA 
keineswegs unter den größten BRD·Lieferanten; z.B.: was 
aus Südafrika an Chrom an die BRD ging, stammt zum gro­
ßen Teil aus Zimbabwe; Zimbabwe ist inzwischen unabhän­
gig. Und: Südafrika rangiert unter den Manganlieferanlen 
der BRD nicht unter den ersten Plätzen. 
Südafrikas Institute of International Affairs brachte in einer 
Untersuchung den Sachverhalt selbst auf den nüchternen 
Satz: "Die einzige echte Schwierigkeit, der sich der Westen 
gegenübersähe beim Ersatz von Lieferungen aus Südafrika, 
bestände darin - und zwar nur im Kriegsfall - eine ange­
messene Lieferung von Chrom zu sichern, da die zwei größe. 
ren Alternativ·Lieferanten am Ende langer und gefahrdeter 
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34. 
"'35 

Nato-Stützpunkte 
in und um Afrika 

Seewege liegen. Diese überlegung trifft allerdings gleicher­
maßen auf Südafrika zu. "14 

Wenn es also nicht um den Zugang zu Rohstoflfen geht -
insbesondere unter friedlichen Bedingungen mit ei nem 
demokratischen Südafrika - , dann bleibt nur ein Schluß: Es 
geh t um den Zugriff der in den NATO-Hauptl:indern be­
heimateten Konzerne und deren Profile. deren Gewährlei­
stung der Existenzsicherung des Rassistenregimes dienl. 
Denn: Im NATO-Weltbild bedeutet Beseitigung dieser un­
eingeschränkten Verfügung und Ausbeutung fremdländi­
scher Ressourcen durch die betroffenen Völker "Abschnei­
den vom Zugang", und damit schließt sich der Kreis inner­
halb der NATO-eigenen Logik. Nicht anders verhält es sich 
mit der Behauptung, der für die Olversorgung "de:! Westens" 
lebenswichtige Seeweg um das Kap sei bedroht. 
So wird zum einen die Zahl der das Kap passierenden Schif­
fe bewußt manipuliert. Für 1980 z.B. ist von ein,er Gesamt· 
zahl vo n etwa 4.600 Passagen auszugehen. Die Elrweiterung 
des 1975 wiedereröffnelen Suez-Kanals rur S.:hiffe von 
(leer) bis zu 380.000 BRT bzw. (beladen) 150.000 BRT im 
November 1980 verringert diese Zahl weiter, nämüch um 
eine große Zahl Tanker, die nur noch eine Rout(: (beladen) 
um Südafrika zurückzulegen brauchen. Die Zahl der Suez­
Kanal.Passagen stieg von Null im Jahre 1974 bis 1979 wie-
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der auf 21.643. 15 Für die Zeit der Schl ießung des Kanals 
wurden die Passagen um Südafrika mit jährlich jeweils 
24.000 angegeben. 

Dennoch wird diese Zahl auch nach 1975 eifrig weiter kol· 
portiert, um Südafrikas Bedeutung hervorzuheben. Daß zu· 
dem unter den 1980 real registrierten Passagen sich ein rele­
vanter Prozentsatz von Schiffen befindet, die die Flagge von 
Nicht·NATO-Ländern führt (ohne die "Billigflaggen-Län­
der" wie Liberia usw. darunter zu rec hnen), macht die Uno 
seriosität des Arguments umso deutlicher. 

Verteidigung des Rassistenregimes - für die Kon­
zernprofite 

Die andere Stütze desselben Arguments bildet die Behaup­
tung, die UdSSR unterhalte eine Floue von bedrohlicher 
Stärke im Indischen Ozean und baue Stützpunkte an Afrikas 
West· und Ostküste. Mit Ausnahme von Berbera in Somalia 
- wo inzwischen nach dem politischen Frontwechsel Soma· 
lias die USA eine Flotten- und Luftwaffenbasis aufbauen _ 
gab und gibt es keinen derartigen Stützpunkt, auch wenn 
dies aus durchsichtigen GrUnden behauptet wird. 



Allerdings gibt es eine Vielzahl britischer, franz ösis<:her und 
US-amerikanischer Flotten- und Marinebasen - so Djibouti 
mit etwa 4_000 französischen Soldaten, Aldabra (britischer 
Marinestützpunkt), Mayotte (das zu den Komoren gehört 
und von einem profranzösischen PUlSch-Regime regiert 
wird), Reunion (französisch)_ Bedeutendste Basis der USA 
im Indischen Ozean ist der Insel-Archipel Diege) Garcia 
(Tschagos-Inseln). Schon 1964 haHe das Oberkornmando 
der USA UCS) einem britischen Vorschlag zugestimmt, Die­
go Garcia als Verbindung zwischen Australien und der 
damaligen Basis Kagnew in Äthiopien auszubauen. 16 In­
zwischen ist Diego Garcia mit Landebahnen versehen, be­
sitzt einen Tiefwasserhafen, Versorgungsanlagen ulnd um­
fangreiche elektronische Oberwachungseinrichtungen. 

A1Jl~'lI<f .uf <1<, ~l""h • • .,. <1<, """",bombe - CoIIap: <1<, lol<>fIl'l">UD>I'c'llc Sudl>chc. 
"'Ink. 

Bereits die Langfristigkeit der von NATO·Staaten getrof­
fenen Maßnahmen zeigt, daß es sich keineswegs um Reaktio· 
nen auf "Bedrohungen" - wie "Afghanistan" oder die real 
militärisch wenig bedrohliche Präsenz sowjetischer F[OHen­
einheiten - handelt. Vielmehr ordnet sich die Diskussion 
um eine Einbeziehung Siidafrikas ins NATO.system in die 
nie aufgegebene, unter der Präsidentschaft Ronald Reagans 
allerdings wieder offen vorgetragene aggressive Option des 
US.lmperialismus ein. 
Im Bereich des Indischen Ozeans besteht diese il~ dessen 
Militarisierung und Verwandlung in ein Aufmarschgi~biet der 
NATO durch Flottenverbände, Stützpunktpolitik (Oman, 
Sudan und Südafrika: die Hafenanlagcn von Simonstown 
wurden um rtir die Marine Südafrikas weit überhöhtt: Dimen­
sionen erweitert, erneut ist von der Nutzung durch die US­
Marine die Rede l7 und Wiederbelebung einer MiliülI"po[itik. 
Das Ziel in Bezug auf Südafrika ergibt sich - neben der 
Einordnung in die friedensgefahrdende US-Globalstrategie -
aus der Frage, gegen wen sich die Unterstützung rur und die 
Kooperation mit Südafrika richten: Sie richten sich gegen 
die Befreiungsbewegungen im Südlichen Afrika - den ANC 
und die SWAPO - ebenso wie gegen die Festigung der natio­
nalen Unabhängigkeit der afrikanischen Staaten nördlich 
Südafrikas, insbesonders Angolas und Moo;ambiques .. 
Die Bundesrepublik scheint im Begriff, hierzu einen Beitrag 
zu leislen: Im Rahmen der Diskussion um eine westdeutsche 
Präsenz im/am Persischen Golf gewinnt die Frage der Süd­
deutschen Zeitung (SZ) vom 9. Februar 1976 Bedeutung: 
"Fregatten auch flir den Südatlantik? Sicherung der Olrou­
ten durch ein gemischtes NATO-Geschwader denkbar". Am 
17. Dezember 1980 wurde der Stapellauf der er~aen (zu· 

nächst geplanten) sechs hochseelüchtigen Fregauen der 
Bundesmarine gefeiert. Allerdings: "Basen in Südafrika 
bräuchte die Flottilte" (SZ). 
Anmerkungen: 

I) Nach Stockholm International Pea«: Research Institute (SIPRI), 
Arms Trade Regiiters: The Arms Trad<: with the Third World, 
1974 

2) Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 23.4.1981 
3) Sunday Times. London, 17.2. [980; nach: Das Apartheidregime 

von Südafrika - Advokat der NATO gegen Südafrika, in: Infor· 
mationsdienst Südliches Afrika, Nr. 1-2 und 3/1981; hier: Nr. 
[-2/1981, S. 18. In diesem Artikel finden sich weitere Informa­
lionen zu diesem Thema. 

4) Presscerklärung der Anti·Apartheid-Bewegung (AA S) vom 
13.8.1980; siehe auch: AlB - Antiimpcrialistisches Infonna­
tionsbullelin, NT. 9/1980, S. 42 

5) Wehl'politische Informationen, Bonn, 5.8.1976 
6) "Gwpo[itik" im Südal[amik, in: FAZ, 12.1.198 1 
7) Staatssekretär Moersch (Auswärtiges Ami), laut: Frankfurier 

Rundschau, 19.6.1975 
8) Vgl. hierzu: The Kissinger Study of Southern Africa, Notting· 

harn 1975 
9) Nach: J. Prados, Scalanes, Western Strategy and Souch Africa; 

in: U.S. Military Involvement in Soulhern AfTica, Boston 1978; 
hier: S. 67 

[0) Ebenda 
11) Deutliche Zeitung, 8.2.1974 bzw. Süddeutsche Zeitung (SZ). 

24.5.1978 
12) World Campaign against the Military and Nudear Collaboraeion 

with South Afrixa. Os[o, Erklärung vom 25. 11 .1980 
13) Europäische Wehrkunde, NT. 6{l979, S. 267/68 
14) "The Soviel·Union and the Convemional Threat to South 

Africa", The South Africa Institute of International Affairs, 
Johannesburg, September 1976; siehe auch: Infonnations· 
dienst ... , Nr. 3f1981; hier: S. 10 

15) "The Suc:z Cana[ afler Five Years". Arab Rep. of Egypt, State 
Infonnation Service, Kairo 1980; siehe auch: Infonnations· 
dienst ...• Nr.3/ 1981;hier:S.ll 

16) The Times. London, [0.8.1964; nach: J. Prados. Sealanes ... , 
a.a,.0., S. 61 

17) Neue Zürcher Zeitung. Zürich. 19.12.1980 und: FAZ, 23.4. 
1981 
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Rainer Falk 

Die BundesrelPublik und Südafrika 

J~n, I Q7~ r.",,,,,dernoo''''''';OO ,n Bonn posen lIc>uch _ domah,.n RSA·I'mm",nmm>le" 
V""'cr 

Noch im Oktober 1978 definierte L. Kremer, Referatsleiter 
im Auswärtigen Amt, in einem Expertcngespräch die politi. 
sehen Ziele der Bundesrepub[ik im Südlichen Afrika wie 
folgt und in folgender Rangfolge: 

Abwendung eines gewaltsamen Konflikts im Land 
(Siidafrik:t; der Verf.) selbst als auch bewaffn'~ler Aus­
einandersetzungen mit den Nachbarn; 
Verhinderung 'kommunistischer Machtergreifungen' im 
Südlichen Afrika; 
Bemühungen um 'friedlichen Wandel', um ein.C stabile 
innere Ordnung zu erreichen, die den 'Schutz der Wei­
ßen' garantiert; 
Schutz der Kap-Rout e; 
Rohstoffsicherung und 'Schutz deutscher Anlagen und 
Vermögensinteressen '; 
Wahrung der Menschenrechte und Beendigung der Ras­
sendiskriminierung." 1 

Selbst einem einfältigen Leser muß auffallen, daß in dieser 
Zielbestimmung viel von den Interessen der BRD ,die Rede 
ist, die Bestrebungen der unterdrückten, ,.nichtweißen·' Be­
völkerungsmehrheit Südafrikas indessen allenfalls in den 
letzten Punkt Eingang gefunden h~lben, wenngle:ieh auch 
dort wohlweislich nicht von nationaler oder gar so:dalcr Be­
freiung gesprochen wird. 
Nicht immer jedoch werden die Vertreter und Sprecher der 
Bonner Führungskreise so deutlich, wenn sie auf die Grund­
züge der bundesdeutschen Südafrikastrategie zu sprechen 
kommen. In aller Regel überwiegt die (verbale) Ver'urteilung 
und Distanzierung von Rassismus und Apartheid bzw. der 
Herrschaftspraktiken des in Südafrika an der Macht befind­
lichen Regimes. 
Bereits zur Zeit der Großen Koalition trat die Bun,desrepu­
blik z.B. der Internationalen Konvention über dk Beseiti­
gung aller Formen der Rassendiskriminierung von J 965 bei. 
Und bis heute verzichtet kein bundesdeutscher Politiker, der 
vor einem internationalen Forum wie den Vereinte:n Natio­
nen über Südafrika spricht, darauf, die dort herr~;chenden 
Verhältnisse zu beklagen. 

26/40 

Dennoch gehört die Bundesrepublik heute neben den USA, 
Großbritannien und Frankreich zu jenen westlichen Mäch­
ten, die auf allen wesemlichen Gebieten engstens mit dem 
Apartheidregime zusammenarbeiten und auf diese Weise 
Überlebenshilfe leisten. 
Es ist klar, daß der hieraus resultierende Widerspruch zwi­
schen verbalem Anspruch (nämlich Gegner der Apartheid zu 
sein) und Praxis (nämlich faktisch das Regime in Pret oria 
fortwähre nd zu unterstützen) der internationalen Gemein­
schaft - und besonders den Völkern und Regierungen des 
unabhängigen Afrika - auf Dauer nicht verborgen bleiben 
konnte. Er hat die Bonner Südafrikapolitik heute in ein 
Dilemma verstrickt, das solange bestehen bleiben wird, wie 
die Bundesregierung ihren Worten keine Taten folgen läßt. 
Die Bundesrepublik ist im Laufe der vergangenenJahre zum 
wicht igsten Handelspartner Siidafrikas geworden. 1978 und 
1979 war sie der wichtigste Warenlieferant Südafrikas, 1978 
der drittgrößte Abnehmer südafrikanischer Exporte. Das 
Volumen des bundesdeutsch·sÜdafrikanischen Warenaustau· 
sches hat sich von 4,17 Mrd DM (l978) auf 6,78 Mrd DM 
(1979) erhöht und betrug im ersten Halbjahr 1980 3,6 Mrd 
D~1. Die Bundesrepublik hat damit die traditionell bedeu­
tendsten Handelspartner Südafrikas, die USA und Groß­
britannien, auf den zweiten Platz verwiesen. 

BRo.Spitzenposition als Handelspartner ... 

Der Handelsaustausch zwischen der Bundesrepublik und 
Südafrika hat für beide Beteiligten jeweils unterschiedliche 
Bedeutung. Während er für die Bundesrepublik seit Jahren 
nur etwa 1% ihres gesamten Außenhandelsgeschäfts aus­
macht, setzte Südafrika 1978 immerhin mehr als 40% ihrer 
Gesamtausfuhr auf dem bundesdeutschen Markt ab, und die 
südafrikanischen Importe aus der BRD machten über 22% 
der südafrikanischen Gesamteinfuhr aus. Südafrika ist auf 
diese Weise in unvergleichlich höherem Maße von den Han­
delsbeziehungen mit der BundesrepubJik abhängig als um­
gekehrt. 
Dieses Faktum wird auch nur unwesentlich relativiert durch 
den von Befürwortern des Südafrika-Handels immer wieder 
vorgebrachten Hinweis auf die hohe Importabhängigkeit <ler 



Bundesrepublik von südafrikanischen Rohstoffen (bei Uran 
fast 40%, Chrom 63%, Mangan 67%, Platin 12%, Va_nadium 
69%). Alle diese Rohstoffe könnten aus Ländern wie Kana· 
da, Australien, den USA, der UdSSR, Gabun oder J apan 
bezogen werden, allerdings unter der Voraussetzung, daß die 
Bundesrepublik bereit wäre, sith den Kontrollbedingungen 
dieser Länder (besonders beim Weiterverkauf von Uran) zu 
unterwerfen und auf die von Südafrika bewußt niedrig ge­
haltenen Preise zu verzichten. Bei keiner vergleichbaren In­
dustrienation der Welt ist die Rohstoffimportabhälrlgigkeit 
von Südafrika so hoch wie bei der Bundesrepublik. 
Ferner muß auch darauf hingewiesen werden, daß ein großer 
Teil der westdeutschen Einfuhren aus Südafrika aUligespro­
ehene Luxusgiiter sind (z.B. 197938,5% Krügerrand-Gold­
münzen), deren Hauptzweck die Verbesserung der südafrika­
nischen Außenbilanz ist. ,Jedes in Südafrika gekaufte Pro­
dukt ist ein weiterer Stein in der Mauer der Apa:rtheid." 
(Vorster) Von außerordentlicher strategischer Bedeutung für 
die Entwicklung der südafrikanischen Apartheidökonomie: 
ist auch die Tatsache, daß die Bundesrepublik dieser vor 
allem Anlagen, Fahrzeuge und elektrische, elektrotech· 
nische, feinmechanische sowie optische Geräte liefert. 

... und Kapitalinvestor in Südafrika 

Von wahrscheinlich noch größerer Bedeutung für die Über­
lebensfahigkeit des Aparthc:idregimes sind die Investitionen 
westlicher Konzerne in Südafrika selbst. Die Bundesrepublik 
liegt heute bei den Auslandsinvestitionen in Südaflrika auf 
dem dritten Platz hinter Großbritannien und den USA. 
Die: statistischen Angaben über die Höhe dieser Investitionen 
variieren sehr stark. Die Deutsche Bundesbank ging 1978 
davon aus, daß 204 bundesdeutsche Unternehmen (andere 
Erhebungen gehen von etwa 400 Firmen aus) Direktinvesti­
tionen in einer Höhe von 858 Mio D~t in Südafrika getätigt 
hatten. In ihren Niederlassungen waren rund 37.000 Perso­
nen beschäftigt. Im Juli 1977 schätzte indessen belreits die 
südafrikanische Botschaft in Bonn die Gesamtsumme der 
indirekten Investitionen bundesdeutscher Konzerne in Süd· 
afrika auf etwa 4 Mrd DM, während der Sprecher dIes BOI, 
Seeling, davon ausging, daß westdeutsches Kapital zu, diesem 
Zeitpunkt bereits runde 6 Mrd DM in Südafrika investiert 
hatte. Auf 12 Mrd DM gar schätzte der ehemalige südafrika­
nische Botschafter in der BRD, Sole, 1976 das in Südafrika 
investierte BRD·.Kapital (einschließlich Reinvestitionen). 

So weit diese Zahlenangaben auch auseinandergehen: Es 
gibt heute keinen bundesdeutschen Großkonzern mehr, der 
nicht in Südafrika investiert hätte; darunter befinden sich 
die größten Chemie-Konzerne (Bayer, Hoeehst, BASF), die 
stärksten Elektrokonzerne (Siemens, AEG-Telefunken), die 
größten Konzerne der bundesdeutschen Grundsto,ff- und 
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Schwerindustrie (Krupp, Klöckner, Degussa, RW.E. Quandt, 
Blohm & Voß). die größten Unternehmen der Automobil­
industrie (Volkswagen, BMW. Mercedes Benz u.a.). Für sie 
alle ist Südafrika ein höchst profitables Investitionsfeld, das 
seine außerordentliche Attraktivität vor allem aufgrund der 
durch das Apartheidsystem garantierten Unterbezahlung der 
schwarzen Arbeitskraft gewinnt (siehe den Beitrag von Rein­
hard BTÜckner in diesem Heft). 
Das westdeutsche Kapital hat seinen Anteil an Auslands­
investitionen in Südafrika seit Mitte der 70er Jahre schneller 
erhöht als Großbritannien und die USA. Und es investiert 
weiter in die Schlüsselsektoren des modernen südafrikani­
schen IndustrieapparatS, in die elektrotechnische Industrie, 
die Automobilindustrie, die chemische Industrie, den Ma­
schinenbau. den Bergbau, die Eisen- und Stahlerzeugung 
und -verformung u.ä. Sektoren. 
Wenn von Wirtschaftsbeziehungen mit Südafrika die Rede 
ist, darf nicht vergessen werden, daß die Bundesrepublik 
inzwischen Südafrikas größter Kredilgeber ist. Die Summe 
aller an Südafrika vergebenen zwischenbetrieblichen Kre­
dite, Bankenkredite und Exportkredite schätzte die süd­
afrikanische Botschaft 1977 auf insgesamt 8 Mtd DM. 
Insgesamt 60 bundesdeutsche Banken beteiligten sich zwi­
schen 1958 und 1980 an 104 Bankanlc:ihen in Südafrika . 
Am stärksten engagiert in diesem Geschäft sind die Deut­
sche Bank, die Dresdner Bank, die Commerzbank, die West­
deutsche Landesbank Girozentrale, die Bayerische Vereins­
bank und die Berliner Handels- und Frankfurter Bank. Die 
Beteiligung bundesdeutscher Banken an Anleihen für Süd­
afrika bedeutet in der Regel eine unmittelbare Finanzierung 
des Apartheidsystems, denn als Partner tritt in den meisten 
Fällen die südafrikanische Regierung selbst auf, die die Fi­
nanzmittel zur Finanzierung der \'on ihr kontrollierten 
Schlüsselindustrien und Beteiligungsgesellschaften verwen­
det. 

Dick im Rüstungs- und Atomgeschäft 

An dieser direkten Finanzierung des Apartheidregimes sind 
keineswegs nur große Privatbanken beteiligt; 16 öffentlich· 
rechtlich kontrollkrte Banken, praktiSCh alle Girozentralen 
der Bundesländer (Sparkassen) und die staatliche Kredit­
anstalt für Wiederaufbau (BundeskontTolJe) vergeben mehr 
oder weniger regelmäßig Bankanleihen an das südafrika­
nische Rassistenregime.2 

Die Bundesregierung kann also schwerlich so tun. als han­
dele es sich bei den ausgedehnten Investitionen westdeut­
scher Konzerne in die Apartheid um eine "rein wirtschaft­
liche" Angelegenheit. Sie ist nicht nur selbst über zahlreiche 
Industrie konzerne und Banken an diesen Geschäften betd· 
ligt. Sie fördert diese Wiruchaftsbeziehungen und gibt ihnen 
politische Rückendeckung. Eine Ermunterung der Handels­
beziehungen l.wischen der BRD und Südafrika bedeutet die 
Tatsache, daß die Bundesregierung auf einen großen Teil der 
westdeutschen Warenlieferungen nach Südafrika Bürgschaf­
ten (Hermes-Garantien) übernimmt, dk die liefernden Fir· 
men auf mögliche Kosten des bundcsdeuuchen Steuerzah­
lers von jeglichem Risiko freistellen. Nach dem Massaker 
von Soweto (1976) stiegen diese Bürgschaften von 0,6 Mrd 
D~t über 3,8 Mrd DM (1978) auf inzwischen schätzungs· 
weise 5 Mrd DM. 
Die Bundesregierung stimulierte den privaten Investitions­
fluß nach Südafrika ferner dadurch, daß sie 1975 ein Dop­
pelbeneuerungsabkommen mit Südafrika rückwirkend für 

10 Jahre (t) in Kraft setzte, das in Südafrika investierendes 
BRD-Kapital von der Steuerschuld in der Bundesrepublik 
freistellt, und zwar in der Höhe der Steuern, die die better· 
fende Firma an Südafrika bezahlen muß. Zugunsten des 
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Nukleare Kollaboration BRD-Südafrika 

1957 Gründung der südafrikanischen Atomcncrgiebehij·rdc (AEB) 
1958 Dr. AJ.A. Rou", Direktor des AEB, besucht die' damals in 

der Atomforschung fUhrendc Firma Degus5a AG, Frankfurt 
1962 Abschluß des Kulturabkommctu BRD-Siidafrika, in dem lI.a. 

der Austausch von Forschern und Zusammenarbeit zwiKhen 
wis~!l$Chaftlichen Einrichtungen vereinbart werde," 

1963 Dr. Rou" besucht die Gesellschaft für Kernforschung (G FK). 
Karlsruhc, die 1956 gegründet wurde, aus Bumdcsmittdn 
finanziert wird und seit 1959 an der Entwicklumg des sog. 
Trcnndiisenverfahrens zur Urananreicherung arbdtctc. Pro>­
jektleitcr ist Prof. BeckeT 

1965 Der Reaktor "Safari I" bei Pelindaba in Südafrika nimmt den 
Betrieb auf. Er wurde lI.a. von Krupp und BBC, Mannheim 
errichtet 

1966 Besuch des BRD·lnnenministers Lücke in Pdindaba 
1968 Ein Ausschuß in SüdafTika empfiehlt den Bau einer Pilotan­

lagc, um Verfahren zur Urananre icherung zu testen 
1969 Der AtomcKpertc 0.8. Sole wird Botschafter der Republik 

SüdafTika (R5A) in der BRD 
1970 Die GfK und der Stug-Konzern, Essen, vereinbaren die Ent­

wicklung dei TrenndüsenvedahreJt$ und die Errichtung einer 
Dem onstrationsanlage. 
Prof. fkcker (GfK) besucht im November Südafrika. 
Der AEB·Forscher PJ. Wilmot wird an die GfK entsandt 

1972 Im April besucht Staatssekretär liaunschi ld vom Bundesfor­
schungsministerium Pdindaba 

1973 Der Steag-Vorsitzende Dr. Bund weilt zu Gesprächen mit Dr. 
RouK in Pdindaba Oanuar); im März besucht RouK erneut 
die BRD und führt Gespräche bei der Steag und in München. 
Im Mai sind Dr. Bund und weitere Management·Angehörige 
der Steag wieder in Pdindaba. Ein Vo~rtrag über die An· 
wendung des von der Steag kommcrz iell ausgewerteten 
Trenndüsenverfahrens wird abgeschlossen. 
Am 27. September rindet eine interministerielle Staatssekre­
tärw""prechung statt (w. rtreten sind die Bundelministerien 
fu.- Forschung, Wirtschaft, Äußeres sowie das Kanzleramt). 
Die Koopc:ration zwischen Steag und der südafdkanischen 
Urananreicherungsgesel1schaft UCOR wird gebilJiegt. 
Im Oktober st immt das Bundeskabinet t mehrhe itlich für die 
Genehmigung einer Lizenz an Südafrika für das l'renndüsc:n­
w. rfahren der Steag. Diese zieh t den Antrag jedoch zuriick 

1974 Im Män: hält sich Prof. Recker in Pelindaba auf. 
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Am 9. April gibt die Steag den Abschluß eines Ve·rtrages mit 
UCOR über die Durchrührung einer gemeinsamen Verwend­
barke1tsstudie des südafrikanischen Anrcicherungsverfahrens 

und desjenigen der Steag bekannt. Der Vertrag enthält Klau· 
sein über die bei positivem Ausgang geplante Errichtung ei· 
ner gemei1'l$an1en DemonSII-ationsanlage sowie eine Option 
auf 20% der Produktion einer solchen Anlage, also 1.000 t 
angereicherten Uraru jährlich. durch die SIeag. 
Im September ergeht ein Auftrag an die Gutchoffnungshütte, 
Sterkrade und die MAN AG über die Lieferung von Turbi­
nenvudichtern ror die Anreicherungsanlage. 
Im Oktober trifft der ehcmalige BRD-Luftwaffen·lnspc:k· 
teur, General a.D. RaH, mit Dr. Rou" in Pdindaba zusam­
m," 

1975 Laut Steag wird die Studie im Frühjahr erfolgreich abge­
schlossen; man haLte in dieser Frage weiler Kontak t zur 
Bundesregierung. Gleichzeitig verkündet die R5A den Beginn 
der ersten Baustofe ihres Anreicherungsprogramms rur Uran. 
Graf Lamhsdorff empfiehlt nach einem Südafrika-ßesuch die 
Zusammenarbeit mit dcr RSA am geplanten Anreicherungs­
projekt. 
Im August erhält die Firma Lcybold-lierius in Hanau Besuch 
der AEB_ Sie erhält den Auftrag rur die Lieferung spez;icller 
GroB· bzw. Absperrschieber für die Anlage 

1976 Anstelle der KI'IU AG erhält eine französische Firmengruppe 
den Auftrag für den Bau einer Alomkraftwerkanlage in Süd­
afrika. Die Bundesregierung Ließ verlauten, sie sei darauf vor­
bereitet gewesen, ihre Zustimmung z;u einer Bundesbürg· 
schaft rur das Ausfuhrgeschäft zu geben. In einem Interview 
mit dem US-Magaz;in Newsweek äußerte sich RSA-Premicr· 
minister Vorster: "Wir sind nur interessiert an der friedlichen 
Nutzung der Atomkraft. Aber wir können Uran anreichern; 
und wir haben die einschlägigen Möglichkeiten. Und wir 
haben den Atomwaffensperrvcrtrag nicht unten:eichnet." 

1977 Die Firma Steigerwald Strahltechnik GmbH bei München Lie­
fert eine Elektronenstrahlmaschine zur Herstellung von 
Trennclementen für die Urananreicherung nach Südafrika 

1979 Es wird bekannt, daß die Bremer Firma Varian MAT an 
Südafrika hotopenrueßgeräte geliefert hat und weitere Auf­
träge ror 1980 anstehen. 
Am 22. September wird eine eigenartige EKpLosion im Sec­
gebiet südlich Afrikas bzw_ über dem südlichen Teil des afri­
kanischen Kontinents von US-SatdLiten geortet. Widerspre· 
chende StatemenlS und Erklärungsversuche tragen dazu bei, 
daß bislang kein eindeutiger Aufschluß zustande kam, ob es 
sich - wie begründcte Annahmen lauten - um einen Ver­
lUch mit einer kleineren Atombombe bzw. e iner Art Neu­
tronenbombe eventuell südafrikaruscher Herkunft handelto 



südafrikanischen Staatshaushaltes verzichtet die Bundesre­
gierung also auf Steuereinnahmen in Milliardenhöhe. 
Diese massive wirtschaftliche Unterstützung der Bundes­
republik für das Apartheidregime erschütterte die Glaubwür­
digkeit der Behauptung der Bundesregierung, Gegner der 
Apartheidpolitik zu sein. Noch heftigerer Kritik aber sah sie 
sich ausgesetzt, als das Ausmaß der westdeutsch-südafrika· 
nischen Zusammenarbeit auf atomaren und konventio nell­
militärischem Gebiet bekannt wurde. 
Auf unterschiedlichsten Wegen (teils über Koproduktion mit 
französischen Riistungskonzernen, teils über Umwege über 
Spanien oder Israel) gelangten in der Vergangenheit Rü­
stungsgiiter aus der Bundesrepublik nach Südafrika (U.~l. 137 
Panzer-SchwerstlTansporter. UN IMOG·Militärfahrzeug,e, Mi­
litärhubschrauber vom Typ BO-I05, Korvetten, Kon;struk· 
tionsentwürfe ftir Schnellboote, Spezialmotoren, Transall· 
Flugzeuge, Milan·Raketen, Airbusnugzeuge, Panzer. Radar· 
ausri.istungen usw.). Eine Reihe von bundesdeutschen Fir· 
men steHt in Südafrika Kriegsgerät her. 
Von besonderer Bedeutung und eine potentielle Bedrohung 
für ganz Afrika ist die übermittlung von wissenschaftlichen 
und technischen Kenntnissen zur Entwicklung eines Trenn­
düsenverfahrens zur Atomanreicherung (siehe Kasten zum 
Atomkomplolt) durch bundesdeutsche Stellen und Firmen 
(STEAG, Gesellschaft für Kernforschung Karlsruhe). Die 
wissenschaftlich·technische Kooperation auf militäri~,chem 
Gebiet vollzieht sich im Rahmen eines Kulturabkommens 
zwischen der BRD und Südafrika (Wortlaut siehe Kasten), 
das bereits am 25.12.1963 in Kraft trat und bis heute gültig 
ist. 3 

Auch nach der Verhängung eines bindenden Waffenembar· 
gos durch den Sicherheitsrat der Vereinten Nationt~ im 
Jahre 1977 geht die militärische Unterstützung durch die 
Bundesrepublik weiter, teils durch Produktion vor Ort, teils 
über Umwege, wie am Beispiel der Lieferung einer Muni­
tionsabfüllanlage unter Beteiligung der westdeutschen Firma 
Rheinmetall bekannt wurde. 4 

Wandel durch Handel? 

Abgesehen davon. daß sich die Bundesregierung bis heute 
einer restriktiveren Auslegung des UN-Waffenembargos 
widersetzt. kann eine volls tändige Unterbindung der Beteili· 
gung westdeulScher Konzerne am Aufbau und der Stärkung 
des rassistischen Militärapparats mit Sicherheit nur da:nn ge· 
währleistet werden, wenn dem Waffenembargo ein umfas· 
sender, vor allem auch wirtschaftlicher Boykott des Rassi­
stenregimes folgt, wie er von der überwältigenden nlc:hrheit 
der internationalen Gemeinschaft und besonders den Staa­
ten des unabhängigen Afrika seit Jahren gefordert wird. Bis· 
her stand die Bundesregierung in den Vereinten Nationen 
jedoch stets auf Seiten derjenigen. die alles daran setzten, 
umfassende und bindende Sanktionen gegen Südafrika zu 
verhindern. 

Teils als Reak t ion auf den wachsenden internationalen 
Druck. teils zur Legitimation der fortgesetzten wirtschaft· 
lichen Beziehungen und zur Verhinderung von Sankt ionen 
hat die Bundesregierung ihre Südafrikastrategie und die ihr 
zugrunde gelegten Leitlinien in den vergangenen jahren in 
gewissem Maße modifiziert, um sie den neuen Bedingungen 
im Südlichen Afrika anzupassen. Begnügte man sich Anfang 
der 70er jahre noch mit der Doktrin, man solle "Handel 
und Politik nicht ohne Not koppeln" (Willy BrandI). Politik 
und Wirtschaft seien sozusagen zwei strikt voneinander zu 
trennende Dinge, so wird seit den Siegen der Befreiungs­
bewegungen in Angola und Moc;ambique verstärkt "fried· 
licher Wandel" im Südlichen Afrika propagiert. 
Im Rahmen dieser Konzeption des "friedl ichen Wandels" 

Kulturabkommen BRO-Südafrika 
Oie Bundesrepublik Deutschland und die Republik Siidafrika, in 
dem Beureben. eine freundschaftliche Zusammenarbeit auf kultu· 
rellem Gebiet zu pnegen und dadurch das gegenseitige Verständnis 
z"ischen beiden Völkern zu fördern. haben folgendes vereinbart: 
Artikel I 
Die Vertragsparteien werden b~lrebt sein, 
(a) den Austausch von Hochschultehrern, Dozenten. Lehrern. For· 

schern, Studenten, journalisten und anderen empfohlenen Per· 
sonen; 

(b) die Zusammenarbeit zwischen wissenschaftlichen und kutturet· 
len Einrichtungen und Zusammemch!ijssen beider Länder: 

(c) gegenseitige BC5uche ausgewählter Einzelpersonen und Perro· 
nengruppen zur Förderung der kulturdien Zusammenarbeit; 

(d) die Zusammenarbeit zwischen anerkannten Jugendorganisatio· 
nen beider Länder 

zu erleichtern. 
Artikel 2 
Die Verlragsparteien werden bemliht sein, sich ge~nseitig dabei zu 
unterstützen, ihren Vötkern die Kenntnis der Kultur des anderen 
Landes zu vermitteln, und dies insberondere durch: 
(a) Bücher (unter Einschluß VOn Lehrbüchern), Zeitschriften und 

Veröffentlichungen: 
(bJ Vorträge; 
(c) Konzerte; 
(d) Kunst- und sonstige Ausstellungen; 
(e) Theateraumihrungen; 
(f) Ton· und Fernsehfunk, Filme und andere technische Aus­

drucks· und Verbreitungsmillcl; 
(g) Zusammenarbeit auf dem Gebiet der geschichtlichen Forschung 

und Benutzung von Archiven. 
(Quelle: InformationsdiellSt SUdJichesAfrika, Bonn. Nr. 12/ 1979, 
S. ~) 

sollen Wirtschaftsbeziehungen nun genau umgekehrt als 
Hebel zur HerbeifUhrung von Korrekturen am bestehenden 
politischen und sozialen Herrschaftsmechanismus des Apart· 
hcidsystems fungieren. " Ich sage ganz offen", so Klaus von 
Dohnany, Staatsminisler im Auswärtigen Amt, "wir wollen 
Wandel in Südafrika durch Beziehungen. Wir wissen, daß 
diese Politik nur durchzuhalten ist, wenn Wandel eintritt. 
Wir hoffen, daß uns nicht eines Tages das Verhalten der 
südafrikanischen Regierung zwingt, viel weiterreichende 
Maßnahmen (als dic Zustimmung zum Waffenembargo oder 
zum E.G-Kodex: d. Verf.) zu ergreifen. "5 
Im Zusammenhang mit dieser Strategie des "Wandels durch 
Beziehungen" bleibt das Apartheidregime paradoxerweise 
der entscheidende Träger tatsächlich oder vermein tlich er· 
hoffter Veränderungen in Südafrika. Abgesehen von dem 
Trugschluß. ein Gewaltregime ließe sich ohne Gegengewalt 
zu substantiellen Veränderungen veranlassen, setn die Bun· 
desregierung somit weiterhin da auf guten Willen und Ver· 
'licht auf Sanktionen, wo handfeste strategische und Profit· 
inlercssen im Spiel sind. Dies läßt seinerseits wiederum nur 
den Schluß zu, daß die möglichst reibungslose Durchsetzung 
eben dieser Interessen nach wie vor das Oberzid der west· 
deutschen Südafrikapolitik ist. 
Anmerkungen: 
I) Zit. nach: Informatiorudienst Südlich~ Afrika. 80nn, Nr. 

1()"llfl978, S. 18 
2) Die voT$tehenden Zahtcnangaben basierCll zumeist auf Recher· 

chen von Wolff Gcisler und GOllfried Wclmer. in: Infonnations· 
dienst Südliches Afrika, Nr. ll-t2/1980, S. 19f. und: G. WeUmer. 
Westdeutsche Bankanleihen an das Apartheitsystem, Diskussions­
papier für das Seminar der AAS in Ulm vom 3. - 5. April 1981 
(Photokopie) 

3) Ausflihrlieh siehe zuletzt: ERWIDERUNG. Antwort auf ein De­
menti der Bundesregierung zur militarisch·nuktearen Zusammen­
arbeit ßundcsrepublik Deutschland - Südafrika, hrsg. von der 
Anti·Apartheid-Bewegung (AAB), Bonn, Dezember 1979 

4) Vgl. Bruch d.-s Waffenembargos gegen SUdafrika. Zum Beispict 
RheinmelalJ, Prcssemitteilung der Anti·Apartheid·Bewegung 
(AAB), 80nn. t3.8.1980 

5) Buttclin des Preuc- und Informationsamts der Bundesregierung. 
Bonn, NT. 9/25.1. t 979 
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Boykottiert das Apartheidsystem 

Für bindende Wirtschaftssanktionen 
Oie Forderung nach der Verhängung umfas­
sender und bindender Sanktionen gegen 
Südafrika gehört zu den untralen Orientie­
rungen der Solidarilätsbewcgung in der Bun­
desrepuhlik und weltweit. Dazu gehört die 
Aufforderung an die Bundesregierung, sich 
den diesbezüglichen Bestrebungen in den 
Vereinten Nationen nicht länger zU widerset­
zen, aber auch die Entwicklung vidfältiger 
Aktionen gegen diejenigen bundesdeutschen 
Konzerne und Banken, die in Südafrika Nie­
derlassungen untcrhalt,m undlode. das 
Apartheidregime direkt finanzieren (siehe 
Beitrag von R. Falk in diesem Heft). 
Eine Kunbroschiire zum Thema "Wirl­
schafusanklionen gegen Südafrika" ist beim 
Antiimperialiuischen Solidaritätskomitcc -
ASK (Mainzer Landsn. 15, 6000 Frankfurtl 
Main) zu beziehen.. Darin finden sich U.a. ei­
ne Begründung der Notwendigkeit wirtschaft­
licher Sanktionen. eine Obenicht über die 
Tätigkeitsbereiche der wiehtigsten westdeut­
schen Konzerne in Siidafrika. ein überblick 
über die Arbeitsbedingungen in den Filialen 
internationaler Konzerne und Aktiomvor­
sehlägc für die Arbeit vor On. 
Das ASK stellt weiterhin ein Pla.k:It und ei­
nen AufklebeT zur Forderung naeh Wirt­
schaftssank tionen. 

Krügerrand-Boykott 
Ober 35% der westdeutschen Südafrika­
Importe sind Krügcmmd-Goldmünzen. Mit 
dem Verkaufserlös finanziert das Apartheid­
regime einen Teil seiner Unterdrückungs- und 
Aggressionspolitik. 
Unter dem Motto ,.Kriigerrands sichern 
Apartheid" hat deshalb U.a. die Anti-Apart­
heid-Bewegung - AAB (Blücherstr. 14,5300 
Bonn) zum Boykott dieser Goldverkäufe auf­
gerufen. Die AAB hat duu eine Broschüre, 
ein Plakat und ein Standardnugblatt heraus­
gebracht_ Die Broschüre enthält eine ausführ­
liche Hintergrundinformation und Aktions­
vorschläge. 
Fast alte bundesdeutschen Banken finan~ie­
ren über den Krügerrand-Verkauf hinaus 
durch Anleihen und Kredite das Regime in 
Pretoria. Aktioll!;vorschlägc gegen diese Prak­
tiken sind zuletzt auf einem AAB-Seminar 
entwickelt worden, dessen Ergebnisse eben­
falls über obige Adresse bc~ogen werden 
können, 
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Stoppt die atomare Zusammenarbeit! 
Im November 1918 machte ein internationa­
ler Kongreß gegen die atomare Zusammenar­
beit >:wischen der Bundesrepublik und Süd­
afrika in Bonn auf die fortgesetzte Unterstüt­
zung des Rassistenrcgimes auf diesem Gebiet 
aufmc'rksam. Der Kampf fur die Unterbin­
dung dieser Beziehungen gehört seither zu 
den wichtigsten Orientierungcn der Solidari­
täUbewegung. 

Einen ProtokoUband dieses Kongresses hat 
die A.AB herausgebracht, ebenso eine aus­
ftihrli<:he Erwiderung auf das BonMr Demen­
ti, d.h. von der Bundesregierung herausgege­
bene Broschüre_ In der Erwiderung der AAB 
werde'n erneut detaillierte Beweise rur die 
militärische und nukleare Zus.ammenarbeit 
bundt:sdeutscher Stellen und Firmen mit 
Slidaf rika vorgelegt, die auch nach dem War­
fencmbargo des UN-Sicherheiurats nach 
1911 weitergeht, 

Das ~(ulturabkommen auflc:üncllgen 
Ein großer Teil der wisseruchaftlich-teclmi. 
schen Zuarbeit rur die südafrikanische Atom­
indusltrie findet auf der Grundlage des 1963 
in Krall getretenen Kulturabkommens zwi­
schen der Bundesregierung und Südafrika 
stall. das immer noch gültig ist. In diesem 
Rahm.en fördert die Bundesregierung auch 
fa$sist.ische weiße Schulen in Südafrika, wer­
den "kulturelle" Begegnungen organisiert. 
findet ein reger Aunausch von Hochschul­
lehrern, Dozenten. Lehrern. Studenten, 
Schükrn und Journalisten stall. 

Eine Postkartenaktion fiir die unverzügliche 
Kündigung dieses Kulturabkommens, das in 
der Pliiambd eine .. freundschaftliche Zusam­
menarbeit" mit dem Aparthcidregime fest­
schreibt. organisiert deshalb die Aktions­
gruppe Freiheit für Nelson Mandela (c/o K. 
Schmidt und E. Mederake, Altenburger Stei­
ge 20,. 7000 Stuttgart 50). 

Fruchte-Boykott 
Seil einiger Zeit führt die Evangelische Frau­
enarbeit in Deutschland (Unterlindau 80. 
6000 Frankfurt/Main) eine Aktion ,.Kauft 
k,eine Früchte aus Südafrikal" durch. Die Ak­
tion will einen spezifischen Beitrag zur 
Durdlsctzung wirtschaftlicher Sanktionen 
leisten und VOr allem bei Hausfrauen ein ent­
sprechendes Problemhewußtscin schaffen 
helfen. 

Als .Aktionshilfen stellt die Evangelische 
Frauenarbeit Broschüren und Rundbriefe zur 
Verfügung. 

Freiheit für alle 
politischen Gefangenen! 

Nelson-Manclela-Kampagne 
Seit Jahren steht die Forderung nach der 
Freilassung des auf Robben !sland festgehal­
tenen ANC-Führers Nelson Mandela im Mit­
telpunkt weltweiter Aktivitäten zur Solidari­
tät mit den tausenden von Opfern der Apart­
heidjustiz. Als Anfang 1980 in Südafrika 
selbst binnen künester Zeit über 10_000 eine 
Petition zur Freilassung des prominenten Be­
freiungskämpfers unterschrieben, erhielt 
auch die Weltkampagne neuen Auftrieb. 
Hunderttausende fordern heute in aller Welt 
die Freilassung Nelson Mandelas und aller 
politischen Gefangenen Südafrikas. 
Auch in der Bundesrepublik soll diese Kam­
pagne verstärkt fortgeführt werden. Zur Uno 
terstützung diesbezüglicher Aktivitäten hat 
das ASK eine Broschüre mit dem Lebenslauf 
Nelson Manddas, wichtigen Redcauszügen 
und einem Situationsbericht über die Lage 
der politischen Gefangenen in Südafrika her­
ausgegeben. EI stellt darüber hinaus Plakate. 
Unterschriftenliuen. Protcstpostbrten (siehe 
auch die Beihcftung in der Mitte dieses Hef­
tes) sowie Mandela-Anstcckplaketten zur 
Verfijgung_ 

Stoppt die Todesurteile! 
Als erste Befreiungsbewegung hat der Afrika­
nische Nationalkongreß Südafrikas (ANC) 
kürzlich die Genfer Konvention über die Be­
handlung von Kriegsgefangenen (von 1914) 
unterzeichnet, in deren Zusatzprotokollen 
von 1971 festgelegt ist, daß Befreiungskämp­
fer als Kriegsgefangene zu behandeln sind, 
wenn sie dem Gegener in die Hände fallen. 
Trotzdem wird in letz ter Zeit einer wachsen­
den Anzahl von Mitgliedern der Guerillaein­
heilen des Umkhonto We Sizwe vOn der süd­
afrikanischen Rassenjustiz der Prozcß ge­
macht. Oft - wie z_B. 1981 im Fall der "Pre­
toria 3" - sind die Kämpfer von Todesurtei­
len bedroht, deren Vollstreckung dann durch 
internationale Proteste verhindert werden 
muß. Aktuelle Informationen und Orientic­
rungen stellt u.a_ das ASK zur Verfügung, 



Materielle Solidarität mit dem Be­
freiungskampf! 

ANC-Scl'lule in Morogoro 
Die südafrikanischc Bdreiungsbewegung be­
nötigt zur Führung ihres Kampfes auch die 
materielle Unternützung der internationalen 
Solidariläubewegung. In AbslimmWlg mit 
dem ANC fUhrt das ASK deshalb eine Spcn­
denaktion zum Aufbau einer Schule für süd­
afrikanische Flüchtlinge in MorogorQ(ram.a­
nia durch, in der ein Teil derer, die nach dem 
Sowcto-Massaker 1976 ihre Heimat ~rlassen 
mußten, eine Ausbildung ruf ein sinnvolles 
u:bcn in einem befreiten Südafrika erhält 
(,iehe Rückseite di~$ Heftcs). 

Bis Mitte 1981 wurden vom ASK nahezu 
150.000 D~1 für die Schule in Morogoro ge­
sammelt. Weilere Gddspenden sind er­
wünscht auf das 
Sonderkonto Prof. wu.n, Po,ucheebml 
Frankfurt, NT. 527 055 . 602, Kennwort: 
Morogo.o 

ANC·Vertretung in Bonn 

Seil kurzem ist die südafrikanisehe Befrei­
ungsbewegung ANC in der Bundesrcpublik. 
mi! einem ständigen Vertreter präsent. Ober 
das Bonner ANC-Bliro (Post fach 190140, 
5300 Bonn 1) können weitere Materialien, 
u.a.. Broschüren, Plakate und das offizielle 
Organ des ANC "Sechaba", bezogen werden. 

Bücher 

Buchveröffentlichungen über Südafrika, zu­
mal von einer antiimperialistischen Position 
geschriebene, sind. im deutschen Sprachraum 
nicht allzu häufig. An Überblicks· und Ein· 
führungsdarstel1ungen liegen u_a. vor: 
• j. Ostrowsky(W. ~isler, Südafrika. RaMis· 
mus-l mperialism us-Bdreiungskampf . Eine 
Einführung. Köln (Pahl·Rugenstein) 1978 
• Südliches Afrika_ ~schichte, Befreiungs­
kampf und politische Zukunft. Ein kritisches 
Handbuch, :wsammengestellt von P. Ripken, 
West-Berlin (Wagenbach) 1978 
• Tribunal gegen Kolonialismus und Apart­
heid im Südlichen Afrika. Protokoll, Köln 
(Pahl·Rugenstein) 1975 
• E. Runge, Siidafrika - Ras.sendikta tur zwi· 
sehen Elend und Widerstand. Protokolle und 
Dokumente zur Apartheid. Mit einem Beitrag 

Südafrika -Solidarität 

Filme 
Ein gutes Mittel der öffentlichkeitsar­
beit flir das Südlichc Afrika ist die 
Durchführung enuprechender Filmwo­
chcn oder -tage. Es gibt inzwischen eine 
Reihe von Filmen, dic dabei VelWen­
dung finden können: 

Südafrika, das weiße Lager. Vereinte 
Nationen 1977, Regie: Peter Davis, 
58 Min. 
Sechs Tage in Sowcto, Großbritan­
nien 1977. Regie: Anthony Thomas, 
60 Min_ 
Denk an Cassinga, Angola 1979, Re· 
gie: G. Pagano, 20 Min. 
Wer fürchtet sich vonn schwarun 
Mann?, DDR 1976, Regie: Sabine 
Katins, 62 Min. 
Eint nicht, wenn sie Eure Hütten ab­
reißen, BRD 1980. Regie: Chris 
Austin, 55 Min. 
Folg' de r Straße des gelben Kuchens, 
Großbritannien 1979. Regie: Micha­
el Ryan, 25 Min. 
Oie südafrikanische Atome:<plosion. 
Großbritannien 1980, Regie: Mi­
chael Ryan, 45 Min. 
Als Söldner Südafrikas in Angola, 
Großbritannien 1981. CllI. 20 Min. 
Im Dschungd der Information, BRD 
1976, Regie: Dlriuiane Gerhardsl 
Malte Rauch, 45 Min. 
Die Liebe zum Imperium, BRD 
1978, Regie: Peter HeUer, 70 Min. 
Usambara, das Land wo Glaube ... , 
BRD 1980, Regie: Peter HeUer 

Die Filme können teilweise beim 
UNIDOC-Filmverleih (Danteur. 29, 
8000 München 19) bezogen werden. 
AuskWlft über die Beschaffung weiterer 
Filme zum Thema erteilt die AAB 
(Blüchentr. 14, 5300 Bonn 1), die in 
der Vergangenheit mehrere Fi lmwo­
chen durchgeführt hat. 

von DI. Oberst-Hundt, Reinbek bei Hambutg 
(rororo) 1974 
• Z. Domaranczyk{T. W6jcik, Vorhof der 
Hölle, Leipzig (Edition Leipzig) 1976 
• H. Jaenecke, Die weißen Herren. 300jah­
re Krieg und ~walt in Südafrika, Hamburg 
(Stern-Verlag) 1977 
Teilatpekte der südafrikanischen Wirklichkeit 
behandeln u.a.: 
• A. Sachs/H. Bernstein, Die Gesetze der 
Apartheid, Bonn (ISSA) 1976 
• G. WeUmer, Südafrikas Bantustans .:.... Ge­
schichte, Ideologie und Wirklichkeit, Bonn 
(ISSA) 1976 
• G. WeUmerl U. Weyll F. Wilson u.a., Wan­
derarbeit im Südlichen Afrika. Ein Reader, 
Bonn (ISSA) 1976 
Die Politik der Bundetrepublik wird beleuch­
tet in: 
• H. Bley/R. Tetzlaff (Hrsg.), Afrika und 
Bonn. Versäumnisse und Zwänge deu tscher 
Afrika·Politik, Reinbek bei Hamburg 
(ro roro) 19 78 
• W. Geisler/G. WeUmer. D~t-Investjtionen 
in Südafrika, Bonn (ISSA) 1981 
• ERWIDERUNG. Antwort auf ein Dementi 
der Bundesregierung zur militärisch-nuklea' 
ren Zusammenarbeit Bundesrepublik 

Deutschland - Südafrika, hrsg. von der AAB, 
Bonn (Eigenw: rlag), Dezember 1979 
Widerstand und Ikfreiungskampf gegen die 
Apartheid werden dargestellt in: 
• R. Falk/p. Wahl (Hrsg.), Befreiu ngsbewe­
gungen in Afrika_ Politische Programme, 
Grundsätze und Ziele von 1945 bis zur Ge­
genwart, Köln (Pahl-Rugenstein) 1980 
• R. Brückner, Süd afrikas schwane Zukunft. 
Die Jugendunruhen seit 1976 - ihre Ursa­
chen und Folgen, Frankfurt/fo.bin (Ouo 
Lcmbcck) 1977 
• H. Loth, Apartheid und Kirchen. Südafri­
kanische Kirchen im Widerstand. Köln (Pahl­
Rugenstein) 1977 
• A. Lerumo, Fünfz ig Jahre Kampf der 
Südafrikanischen Kommunistischen Partei 
1921-1971. Bcrtin/DDR (Dietz) 1973 

Schallplatten 

Ein wichtiges Mittel der Sympathiewerbung 
ftir den Befreiungskampf i$l südafrik anische 
Musik. Folgende Schallplatten sind empfeh· 
lenswert: 
• j ames Madhlope Phillips, mit dem Bremer 
Dlor ,.oie Zeitgenossen", INKULULEKO. 
Südafrikanische Freiheitslieder. 30 cm·LP. 
Pläne 1980 
• Konzert für Soweto. Mil$chniu eines ASK­
Solidaritätskonzerts 1980 (Beiträge von 
Bongi Makeba, J. PhiUips, Bremer Zeitgenos­
sen, jabula, Dollar Brand u.a.), 30 cm-Dop­
peI-LP. zu beziehen über: UN·Centre agains t 
Apartheid, Genf, Palais des Nations) 
• Abdullah Ibrahim (Dollar Brand),MATSI· 
DISO. piano-solo-liv<:, 30 cm-LP, Pläne 1981 

Mtri .... Mak .... ' S"mme im KAmpf 

Weitere Materialien 

Das ASK hat eine Reihe weiterer Materialien 
herausgegeben, 50 z.B. 
- ein Standardplakat .. Freiheit rur Südafri­
ka", 
- Aufkleber "Solidarität mit dem ANC" 
und .. Stoppt das Atomkomplou BRD-Süd­
afrika", 
- Standardflugblätter zu den v<:rschieden­
sten Themen. 
Das ASK vermittelt ferner Referenten ftir 
Südafrikaveranstaltungen und o rganisiert 
Vortragsreisen mit Vertretern der Befreiungs­
bewegungen aus dem Südlichen Afrika. 
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ANC·Schule in Morogoro 
Seit dem Aufstand von Soweto im Juni 1976 kamen Südafrikas 
Schulen und Colkges nicht mehr zur Ruhe. Seither floh überdies 
jährlich eine große: Anzahl vor allem schwarzer Jugeodlicher vor der 
zunehmenden Repression. Allein im Zeitraum von Januar 1915 bis 
Februar 1977 trafen im Nachbarland Bouwana nach UN·Recher­
chen mindestens 1.146 Flüchtlinge aus Südafrika ein, in der Mehr­
zahl Schüler; nach Swaziland flohen in einem halbenjahr (Oktober 
1976 bis Februar 1977) etwa 300 Schülerinnen und Schükr; Leso­
tho registrierte Anfang 1977 zwischen 800 und 1.000 Scltiiler auf 
Sckundarstufennil/Cau. 
So sucht ein erheblicher Teil der Geflohenen Anschluß an die Be· 
freiungsbewegung, also vor allem den Afrikanischen Nationalkon­
greß Südafrikas (ANC), was diesen vor große Probkme stellt: Den 
Geflohenen muß eine Ausbildung vcnninelt werden. Damit wird 
einer unmilldbaren Notwendigkeit entsprochen, aber zugkich 
auch ein langfristigcs Konzept umgesetzt. das darin besteht, diese 
Jugendlichen für die Führung des Befreiungskampfes ebenso Zu 
qual ifizieren wie für den Aufbau eines befreiten Südafrika. 
Diesem Ziel dient der Aufbau des ANC-Schulprojekts Muimbu 
nahe der tans.anischen Proviozstad t Morogoro. 
Die Integration von Lernen uod praktischer Arbeit in der Enie­
hungsarbeit des ANC orientiert sich an drei Zielen: ~r unmi!lel­
baren Unterstützung der eigenen Organis.ation bzw_ der zumindest 
teilweisen Sicherstellung eincr Sdbstver$Orgung vor allem mit land­
wirtschaft lichen Produkten. Das zweite Ziel ill die Vorbereitung 
auf den künftigen Einsatz beim Aufbau des befreiten Südafrika. 
Das dritte ist die Aufgabe, die "Trennung zwischen geistiger und 
handwerklicher Ausbildung sowie die künstliche Trennung von 
Künsten und Wissenschaften zu bekämpfen"_ 
Mit dem Bau dei S\hulkomplel<es bei Morogoro war im Herost 
1978 begonnen worden, auf dem Gelände einer ehemaligen Sisal· 
plantage, das dem ANC vom tansanischen Staat überlassen worden 
war. Der ANC wiU Tansania den fertigen Schulkomplel< schenken, 
wenn dieser - nach der Befreiung des ~leimatlandes - seine Funk­
tion ve rloren haben wird. 
Gegenwärtig werden bereits über 200 Jugendliche im Alter von 
9·32 Jahren von etwa ei ... em Du~end Lehrkräften unterrichtet - in 
meist noch behelfsmäßigen Gebäude .... die fruher berein zur Plan­
tage gehörten. Die Planung sicht vor, daß 1984 an die 900 Schille­
ri ... ru::n und Schiller unterrichtet werden. Sie werden untergebracht 
in mehreren bungalowähnlichen Wohnkomplexen. Der Unterricht 
findet in einem umrakn Komplex statt, der Unterrichuräume wie 
Spczialklassen für naturwissenschaft liche Fächer, Werkstätten und 
Räume für eine Handelsschule, Freizeit~inrichtungen und eine 
Bibliothek enthalten soll. Zusätzliche Einrichtungen wie ein Kin­
dergarten und eine Säuglingskrippe, eioe kleine Klinik. ein Theater. 
Sportstänen, eine Versammlungshalle, cin Kultur· und Freiuit· 
zentrum sind geplant. 

Der Fächerkatalog der ANC-Schule um faßt bereits auf Primar· 
stufenniveau ein Spektrum, das in Südafrika nicht vorkommt, u.a.: 
Englisch, Mathematik, Geschichte, GeogTaphie, Chemie. Physik, 
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Biologie, Allgemeioe Wissenschaft, Technisches Zeichnen und Ent­
wicklung der Gesellschaften; hinzu kommen die Dcruborientierten 
Kurse im handwerklichen oder geschäftlichen (Kaufmännisches, 
Verwaltung) Bereich_ Namentlich das Fach .. Entwicklung der Ge­
sellschaften" - und im Zusammenhang damit ein Kurs "Entwick­
lung des Befreiungskampfes in Südafrika" $Owie das Fach Gcschich­
te - dienen der politischen Schulung und Orientierung auf die 
RoUe im Befreiungskampf. Eine Auswahl der Themen lautet z.B_ 
$0: Ankunft des Kolonialismw;; Ursprünge der Philo$Ophie; natio­
nale Unterdrückung; nationale Befre iung und revolutionärer inter­
nationalismus. 
Ein wichtiges Element ste llt die demokratische Beteiligung der 
Schüler am Schulgeschehen dar. Es besteht ein SchüleraU$schuß, 
der sich aller wichtigen Angelegenheiten im Schulbereich annimmt 
und $einerse its im Schulauuchuß $Owie im Verwaltungsausschuß 
vertreten ist, zwei der Gremien, die zusammen mit dem Nationalen 
Erziehungsrat des ANC und dem Rat der ErLiehungsabtcilung die 
Abteilung für Erziehung und Kultur des ANC-El<ekutivausschusses 
bilden. 
Auf Eigeninitiative der Jugendlichen entstanden Theatergruppcn, 
ein Chor, wurden Gedichte und Lieder geschaffen und aufgeführt. 
Der Enthusiasmus der Schülerinnen und Schüler wie der in Planung 
und Lehre Tätigen ist für den Beobachter deutlich spürbar, unge­
achtet aller noch bestehenden Mängel und Unzulänglichkeiten vor 
allem im materiellen Bereich. 
Mit der Benennung der ANC-Schule in "Solomon Mahlangu Fr«­
dom eotlege" symbolisierte der ANC die Intentionen der Erzie­
bung in Morogoro. Solomon Mahlangu, ein am 6. April 1979 vom 
südafrikanischen Regime hingerichteter 22jährige ANC.Angehöri· 
ger, "verkörpert den Typus des Revolutionärs, der sich, wie wir 
hoffen, aus unserem College entwickeln wird". 

Helfen Sie beim Bau eincr Schule flir südafrikanische Flüchtlings· 
kinder! 
Spenden Sie fUr die Schule des ANC in Morogorol 
Sonderkonto Prof. Erieh Wulff 
,S2705,S-602 PschA Frankfurt/M_ 
Kennwort "Schule in Morogoro" 



Kolumbien 
Peter Garcia 

Der Stronn der Hungrigen 
Täglich sterben in Kolumbien auf dem Land mehr als 170 
Kinder durch Unterernährung. alleine gemäß offjzieller 
Schätzungen der Regierung. Dabei werden Nahrun!~smittel 
im Oberfluß produz iert - für den Export. 
Kann eine Familie von 130 DM leben? Das ist umgerechnet 
der gesetzliche monatliche Mindestlohn flir Landarbeiter. 
Nur, fast 60% der Landarbeiter erhalten noch wenjger als 
diesen Betrag; wenn sie nicht zu den Arbeitslosen gehören: 
jeder Zehnte hat keinen Arbeitsplatz. 
Von den 26.5 .\Ho Einwohnern Kolumbiens leben t:twa 10 
Mio auf dem Land. Fast die lIälfte der in der La.ndwirt· 
schaft Tätigen (46%) sind Landarbeiter ohne irgendwelchen 
Besitz an Grund und Boden. Weitere 45% müssen auf un­
wirtschaflichen Kleinstgütern ihren kargen Lebcnsuillterhah 
fristen. Demgegenüber stehen weniger als 3% der Eigen­
tümer, die über 60% der landwirtschaftlichen Nutznäehe 
verfügen. 
Nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht sind die Kleinbauern 
benachteiligt. Werden irgendwo Bodenschätze entd,~ckt, so 
sind sie die ersten, die ihr bißchen Land verlieren. Das Mili­
tär schreckt vor keiner Maßnahme zur entschädigungslosen 
Enteignung und Vertreibung der Kleinbauern zurück" bis h in 
zur physischen Vernichtung ganzer Familien, die ni,:ht frei­
willig gehen. 
Ein Beispiel: Der Texas Petroleum Company wurde 'von der 
kolumbianischen Regierung die Lizenz zur Ausbeutung der 
neuentdeckten Phosphor-Vorkommen erteil!. Zufallig be· 
rinden sich auf dem Gelände drei Dörfer; Puerto Rico, 
Doncello und EI Paujil. Das kolumbianische Militär ist mit 
der RäumWlg der Dörfer beauftragt - im unmittelb<lren In· 
teresse des US·Konzerns. Die Bauern zählen nicht: Das Mili· 
tär hat bereits fun f Einwohner EI Pauji ls ermordet, darunter 
ein Kind. 
Während d ie Kleinbauern nicht über die Mittel verfUllen, die 
Qualität ihrer Böden durch Maschinen oder Düngemittel zu 
verbessern, fördern das einheim ische Industrie· und Bank· 
kapital und die internationalen Monopole in ständig zu· 
nehmendem Tempo die Einführung kapitalistischer Produk· 
t ionsmethoden auf dem Großgrundbesitz. Etwa 5'0% der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse stammen heute bereits aus 
kapital is tisch bewir tschafteten Gütern, wobei sich delr Trend 
zur exportorientierten Monokultur unaufhaltsam durch· 
setzt. 
Durch die Zerstörung der Kleinbauernwirtschaften und die 
spätere Nutzung des Bodens für Exportkulturen si:nkt die 
Lebensmittelproduktion für den Inlandsbedarf sogalT in ab· 
soluten Zahlen. Wenn man sich dabei den jährlichen Bevöl· 
kerungszuwachs von über 2% vor Augen hält, hat man d ie 
Erkiärung, warum der Hunger immer größere Teile der ko· 
lumbianischen Landbevölkerung erfaßt und täglich 170 Kin· 
der sterben. 
Die unrentablen Kleinwirtschaften sind nicht in der Lage, 
mit den Latifundien zu konkurrieren. Das Ergebnis: jäh rl ich 
Zigtausende ruinierte Kleinbauern. Zusammen mit ihren 
Familien stellen sie neben den arbeitslosen Landarbeitern 
das Gros derjenigen. die den Ring der Elendsviertel um die 
großen Städte anschwellen lassen oder illegal in die Nachbar· 
länder, besonders nach Venezuela auswandern. 

Die Regierung versucht , mit einer halbherzigen Agrarreform 
und Siedlungsprogrammen den Zustrom der arbeits losen 
Landbevölkerung in die Städte einzudämmen. Aber diese 
bürgerliche Agrarreform ist längst am Widerstand der mit 
dem Monopolkapital verbundenen Großgrundbesitzer ge­
scheitert, deren Besitz unangetastet blieb. Die Zahl der 
Bauern, die Land erhielten. liegt bei etwa 120.000, darunter 
zahlreiche ohnehin besser gestellte Mittelbauern. Viele der 
Kleinbauern sind schon wieder ruiniert. 
Die Siedlungsprogramme sind ebensowenig geeignet, die 
Pt-obleme der Landbevölkerung :tU lösen. Die Siedler werden 
in vollkommen unwegsame Gebiete geschickt, ohne Infra· 
struktur, manchmal in reine Dschungelgegenden. die von 
Malaria und anderen Tropenkrankheiten verseucht sind. 
Fehlt normalerweise auf dem Land schon fast jede ärztl iche 
Versorgung, und gibt es ohnehin schon für 60% der Dorf· 
kinder keine ausreichende oder überhaupt keine Schulbil· 
dung. so kann man die Bedingungen in den Siedlungsge­
bieten nur als hoffnungslos bezeichnen. Die Siedler sind 
ohne Hilfe des Staates Krankheit und Hunger ausgesetzt. 
Aber die kolumbianischen Bauern und Landarbeiter nehmen 
ihr Schicksal nicht kampflos hin. Zur Verteidigung und 
Durchsetzung ihrer Rechte haben sie verschiedene Organisa· 
tionen gebildet, meist gegen den erbitterten Widerstand der 
örtlichen Machtorgane und der Latifundistas. Die beiden 
größten sind der kolumbianische Bauernbund ACC und die 
Nationale Förderation der Landwirtschaftlichen Gewerk· 
schaften (FENSA). 

Jedes org-... nisicrte Auftreten der Kleinbauern gegen einen 
landräuberischen Latifundista, jeder Streik der Landarbeiter 
flir bCllsere Löhne und menschenwürdigere Arbeits· und 
Lebensbedingungen wird von den Großgrundbesitzern als 
ein Angriff auf ihre halbfeudalen Privilegien gesehen. Aber 
zur Verteidigung dieser Privilegien brauchen sie ihre Hände 
nicht selbst mit Blut beschmieren. Denn ihnen steht der 
gesamte staatliche Unterdrückungsapparat zur Verfugung: 
Gerichte. Armee und Polizei. 
Eine Verbesserung der Lage der Landbevölkerung ist des­
halb nur zu erreichen, wenn die anachronist ischen Besilz­
und Machtverhältnisse auf dem Land grundsätzlich geändert 
werden. Immer mehr Campesinos sehen das ein und organi. 
sieren sich, wobei d ie Gründung der FENSA 1976 als Teil· 
gewerkschaflsverband der Gewerkschaftszentrale CSTC den 
Kampf der Bauern mit dem des bewußten Teils der Arbei· 
terklasse auch organisatorisch vereint. 
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Jemen 
Ghazi Sarhani 

Das Gespenst ei nes 
neuen Bruderkrieges 

Das Abkommen von Kuweit vom März 1979 haltte einen, 
wie wir uns erinnern, offenen Krieg zwischen der Regierung 
von Sanaa und der Nationaldemokratischen Fro:n! (FON), 
die von Aden (Südjemen) unterstützt wird, beendet. 

Zwei J ahre sind seit dem Ende dieses Krieges vergangen. 
während derer Sanaa und Aden versuchten, das Abkommen 
von Kuweit umzusetzen, das vor allem die Wie.dervereini· 
gung von Nord- und Südjemc:n vorsieht. Tatsächlich hatt en 
diese gemeinsamen Schritte in Richtung Einheit V<lr allem in 
der euten Zeit das Ziel, das Gespenst des Bruderkrieges zu 
beseitigen. Heute scheint es jedoch, wie Informationen aus 
dem Gebiet Suez anzeigen, daß sich dieses Gespenst erneut 
am Horizont des früheren "Glücklichen Arabien" abzeich­
neL 

Attacken auf die Oppositionsfront 

Die Risiken eines neuen Konfli kts zwischen Sanaa und Aden 
waren der Gegenstand einer Pressekonferenz , di!: Yahia al­
Chami, lei tendes I\litglied der FON, die die Opposition des 
Regimes in Sanaa repräsentiert, am 20.12. 1980 in Beirut 
",b. 

Im Verlauf der Pressekonferenz bes<::huldigte Yahi;a al-Chami 
Saudi Arabien , seine Verbündeten im Golfgebiet, die USA 
und Sanaa des Versu<::hs, eine bewaffne te Auseinanderset· 
zung zwischen den beidenjemen provozieren zu wollen. 
Dieses Krie~risiko wurde ebenfalls in einem kürzlich an den 
Präsidenten Hafez el-Assad gerichteten Brief behandelt, den 
Abou Bakr Badhib, Mitglied der Sozialistis<::hen Partei des 
Südjemen geschrieben hat, wie aus a rabischen diplomati­
schen Kreisen in Bcirut verlautete. Letztere b estätigten 
übrigens heftige Kämpfe zwis<::hen den regulären Truppen 
Sanajls und den von Riad ausgerüsteten Milizen einerseiu 
und den Kräften der FDN andererseits. Diese Kämpfe fan­
den Ende Dezember 1980 in den an Saudi Arabkn angren­
zenden Gebieten statt, aber j edenfalls nicht weit entfernt 
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vom Südjemen, dessen Regierung eine Ausweitung der 
Kämpfe in Richtung seiner Grenzen befürchtet . Letztere 
sind seil einiger Zeit S<::hauplatz zahlrei cher Zwischenfälle, 
die von den Milizen, die von den Saudis unterstützt werden, 
ausgingen. Außerdem, $0 notierten arabische Diplomaten in 
Beirut, hat die omanische Luftwaffe zum ersten Mal seit 
langer Zeit den südjemit ischen Luftraum über dem Sitz des 
Gouverneurs von Al-Mohrat verle tzt. 
Am 8. 12. 1980 hatte die FDN im Norden des Landes ein 
großes Volkst reffen organisiert, an dem zahlreiche Reprä­
sentanten der Bauern, der Stämme, der Händler, der Geist­
lichkeit und Delegationen der Gouvernera te von Saada, AI­
.Jouf und Al-Mahwit teilnahmen. 

Das Treffen "Abdel-Salam Damini", b enannt nach einem 
Unterhändler der FD~, der im August 1980 während eines 
Treffe ns mit Vertretern der Regierung umgebracht worden 
war, unterstrich unter anderem die Hauptforderungen der 
"Frontanhänger". Sie sind enthalten in dem mit dem nord­
jemenit ischen Präsidenten Ali Abdallah Saleh geschlossenen 
Vertrag vom 21.1.1980 und beinhalten vo r allem die Frei­
lassung a ller politischen Gefangenen, die Beendigung der 
Verhaftungs- und Mordkampagnen und Schaffung eines 
demokratischen Klimas und des Dialogs zwischen den ver­
schiedenen politischen Gruppen des Landes. 

Auf dem Treffen wurden ebenfalls d ie zahlreichen Erpres­
sungsmaßnahmen erörtert. die die Regierung gegen die Op­
position, aber auch gegen die eigenen Anhänger unter der 
Bauernschaft begeht. Bei d ieser Gelegenheit wurde beson­
ders die destfuklive RoUe Saudi Arabiens beklagt, das vo.r 
a llem die Bauern dUfCh die wahabit ische Miliz (Moslembrü­
der) ei nschüchtern läßt. 
Diese Milizen, die sich aus den Mitgliedern der nördlichen 
Stämme rekrutieren, verfUgen über gepanzerte Fahrzeuge 
und Artillerie. Sie zögern nicht, ganze Dörfer zu bombar­
dieren, die in Gegenden liegen, wo Sympathisant en der FON 
Schutz fi nden. Es handelt sich um Gegenden, die von 
Scheichs wie dem finsteren Abdallah al-Ahmar beherrscht 



werden, die ein Klima totaler Unsicherheit verbreiten und 
das Recht über Leben und Tod ihrer "Untertanen" haben. 
Diese Feudalherrscher ziehen ebenfalls den Zehnt ein und 
führen ein ertragreiches Schmuggelwesen mit Wiss,<':n des 
Staates. 
Die "Islamische Front", die von den Scheichs und ihren 
Miliun beherrscht wird, stellt in der Tat eine Gruppe dar, 
die von Riad finanziert wird und Druck ausüben soll, um die 
Politik der Annäherung an Aden und die Staaten Oste uropas 
zu $lÖren. Diese "Pressure Group" hat kürzlich erreicht. daß 
der Informationsminister Vehya al·Arachi, der von manchen 
als ein ,,gefahrlicher Liberaler" eingestuft wurde, gehen 
mußte. Das gleiche widerfuhr l-Iassan al-Makki, dem schwar­
zen Schaf Riads und ftihrenden nordjemenitischen Diploma­
ten. der im Zuge der Regierungsumbildung am 15.10_1980 
den Außenministerposten verlor. 
Das Hauptziel der Saudis besteht jedoch weiter darin, mit 
Hilfe seiner nordjemenitischen Strohmänner die Annähe­
rungsversuche zwischen der Regierung von Sanaa und der 
FDN systematisch zu hintertreiben. 
Die Regierung wird vertreten vom Präsidenten und General­
stabschef der Armee, Oberst Ali Abdallah Saleh. der sich in 
einer schwierigen Lage befindet. Für seine Armee, der er 
besondere Aufmerksamkeit schenkt, hat er sich. nicht ge­
scheut, den Saudis zu trotzen, indem er 80% ih.rer Ausrü­
stung aus der Sowjetunion bezog. Der Präsident verfügt 
außerdem noch über ein zusätzliche Stütze innerh:llb der 
Armee: die Offiziere aus den großen jemenitischen Stäm­
men und aus dem eigenen Stamm, dem der Sandjanes, die 
Mitglied der Konföderation der Hasched-Stämme sind. 
Letztere und die Vereinigung der Bakil-Stämme sind eben­
falls in der Person des Innenministers Moujah.ed Abu Cha­
warib und des Mitglieds der Gesetzgebenden Versammlung 
Abdallah Ben Hussein al·Ahmar in der Regierung vertreten. 
Aber die Armee ist quasi außerhalb eines Radius von 80 km 
um die Hauptstadt nicht präsent. Dort machen die .Milizen 
des Scheichs AI-Ahm ar das Gesetz. 
Was die Unterstützung seitens der Stämme betrifft, so sind 
sie einer der unsichersten Faktoren, da si<,: sowohl von Sau­
dis als auch von Mitglied<':m der FDN umworben w<':rd<':n. 
Letztere erfr<':ute sich großer Beliebtheit unter den St.ämmen 
und zählte zu seinen Mitglied<':m und seinen Führungskräf­
ten EI<,:ment<': der großen jemenitischen Stämme. Sie hat im 
Juli 1978 ebenfalls Militärs aufg<,:nommen, di<,: nach der Er­
mordung des Präsident<':n AI·Hamdi ausschieden und sich als 
seine g<,:istigen Erben betrachteten. 

Endlich v<':rftigt A1i Abdall'ah Sal<,:h eb<,:nso wie die FDN über 
ein<,: breit<,: Unterstützung seitens d<':r nordj<':menitischen In­
tdkktu<':ll<':n und Technokraten, die darauf bedacht sind, 
daß di<,: politischen und tiefen soziakn Rdormen, die der 
v<':TSchwund<':n<': Präsident AI-Hamdi initiiert<':, fortgeführt 
werd<,:n und di<,: von einem echten Wunsch nach nationaler 
Unabhängigk<':it, vor allem gegenüb<,:r den Saudis, besedt 
sind. 
Neben d<':r G<':meinsamkeit ihrer sozial<':n Basis sind sich Ali 
Abdallah Saleh und die Front noch über einige g<':meinsame 
Ziele dnig, die der Präsident selbst bei m<,:hrer<,:n Anlässen 
der Presse g<,:nannt hat. Si<,: lassen sich auf zwei Grundorien­
tierungen zurückführen: D<,:mokratisierung des politisch<,:n 
Lebens im Nordjemen und Annäherung an den Südjem<':n 
mit dem Zid ein<,:r Wiedervereinigung des Landes. 
In di<':sem Geist schloss<':n beide Parteien im Januar 1980 <,:in 
Abkomm<':n, in dem sich die Führer der FDN bereit erklär· 
ten, den von ihn<,:n kontrolliut<':n Radiosender zu schließen 
und das Erschein<,:n d<,:s Organs der FON ,Jemen" einzustel· 
kn. Als Gegenleistung hat die Regierung der Front erlaubt, 
offiziell die Woch<':nzeitung "AI·Amal" (Die Hoffnung) h<,:r­
auszugeb<':n, und sich dazu verpflicht<':t, ihr<': Militärangriffe 
zu beenden, ein Klima des d<':mokratischen Einverständnis­
s<':s zu schaffen und die politischen Gdangen<':n freizugeben, 
unter ihnen vor alkm Abdd-Warith, Abdel-Karim und Sul­
tan al-Karaehi. 

Aden schlagen 

Wenn auch nach der Unterz<':ichnung dieses Abkommens 
<,:in<,: fUhlbare Beruhigung eintrat und di<,: Regi<':rung tatsäch­
lich ein<': ,.Kommission des nationalen Dialogs" schuf, der 
A1i Abdallah Saleh. selbst vorstand, so wurden die politi­
sch<,:n Gefangen<':n doch. nicht freigdass<':n. Eher das Gegen­
teil trat cin, denn di<,: Festnah.men und sdbst di<,: politischen 
Mord<,: ging<':n weitC':r. 
Trotz der B<':mühungen der "Kommission des Dialogs", die 
Zusammenstöße zu verringern, konnten letzter<': nicht ein­
gedämmt werden. Im November 1980 fanden Kämpf<,: zwi­
seh<,:n den Regierungskräften und Frontanhängern in min­
d<,:stens 12 Ortschaften statt. Heute beginnen sich Anzei­
chen <,:in<,:s versteckten Bürg<':rkriegs abzuzeichnen. 
Alles scheint darauf hinzuweisen, daß der nordjemenilisch<': 
Präsid<':nt dem von Saudi Arabien ausgeübt<,:n Druck nicht 
widerstehen konnte, das d<':n Moment für eine Auseinand<,:r­
setzung mit dem Südjemen g<,:kommen sieht. Der Südjem<,:n 
wird, sowohl von Riad als auch von Washington als ein<': 
wichtige Bastion anges<':hen, in die man inv<':sti<':ren muß, um 
die westliche InteUss<':nssphär<': in di<':ser Region ausweiten 
zu können. ( ... ) 
Offensichtlich kann der nordjemenitisch<,: Präsid<':nt keine 
der im Abkomm<':n mit der FDN eing<,:gangenen Verpflich­
tungen hah<,:n ohne den Zorn d<,:r Saudis zu erreg<':n, das von 
Sanaa verlangt, daß <':s sich total der Richtung Riads an­
schließt. Desgleich<':n kann di<,: FON nicht mit v<':TSehränkten 
Armen d<,:n zahlr<,:ichen Vertragsbrüchen d<':r Regierung zu­
schauen - aus SclbstC':rhaltungstrkb. 
Aus diesen Gründen haben die Kämpfe über den Willen zur 
V<':rsöhnung und zum Verständnis g<,:siegl. Di<,: Eskalation 
der Gewalt könnte regionale Bed<,:ulung annahmen mit Ge· 
fahren im Hintergrund wi<,: einer direkt<':n oder indir<,:kt<':n 
InterVC':ntion der USA. 
Die Wahabiten (das saudiseh<,: Königshaus; d. Red.) - die 
mit dem Feuer spielen - wollen in dieser Angelegenheit den 
höchstmöglichen Profit aus d<,:r amerikanischen Präsenz am 
Golf zieh<,:n und d<':n USA dabei hdf<,:n. das Regime von 
Ad<':n zu d<,:stabilisieren. 
(Quelle: Afriqu<,: Asie, Paris, Nr. 230/1981. S. 12·13) 
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Türkei 

Erklärung der progressiven 
Gewerkschaft DISK 

Um gegen die Oppositionskrilfre auch auj1erJuJIh fh.er LllrlliesgTenun 
uor:;:ugehen hat die tiirlcische MilitiirjlHlta seit Beginn d.J: eint!! Reihe 
!IOn Erll1SSi!n und lieue" Gesetzen in KrtJ/t gesetzt. Unter A ..drohung 
von Ausbürgerung und Sippenhaft werden ins AuslDnd geflüchtete 
Gewerkschafter. PolitiJcer. Kunst· und Kullursclulffend e mit übn­
führten foschistuchen Mördern gleichgesetzt und aufge)'ordCl'I, sich 
den Mililiirbehörden zU stellen (siehe B. Bora .... lnteroiro; in AlB 
5/1981,5.19). 
DtJgegcn prouslieru:n atLf dem Landesinneren führend., Mitglieder 
des progressiue" GewerkschQjlsbundes DISK. Zu den Unl'er::eichnern 
des in Auuügen wiedergegebenen Dokuments gehören 11.0.: Kemal 
n .. ysaJ, GC$Chiif/sfohrendes Vorswndsmitglied des Inl''nIß/icm,Jlen 
MelallgewerlucluJltsbundes und des DfSK; Mchmcl Kal"3ca, Vorsü­
ztnder der Mewlklrbeitergtwerhschilft Maden-Is im CHSK; Metin 
Denizrnen, Geschäftsführendes Vorslllndsmitglied des Intertl(ltj~ 
nIl/en Gewerluchllftsbundes der Beschiifligten des ,iiffentlichen 
Dienstes und des BIlnR,e"... und VersichlmJ;ngswesens; Vorsitzender 
der BllnJtqngntelllengewerkschll/t der Tiirhei im DISK (Bank-Sen): 
Murat Tokmak, DISK- VarS/llndsmitglied und slelll/CTlfStender Vor­
situnder der Mllden-Js: Turhan Auk, DISK- Vorstll"dsmitglied und 
stel/vertrelender Vorsitzender oon Madett<ls und Halit E.rdem, Gene­
ral$ekreliir 00" Made,,-/s.. 

Ocr Nationak Sicherheitsrat ~eröffentlichte einen Auflruf und be­
hauptete, daß wir, Vorstandsmitglieder ~on DISK-Gew"rkschaften, 
im Ausland seien und erklärte, daß wir ausgcbürgert werden würden, 
wenn wir nicht bis zum 5_ März 1981 in die Türkei zuriid_kehren Wld 
uns den Militärbehörden stellen würden. Wir befinden UIU jedoch in 
de-. Türkei und versehen unsere Aufgaben ab GeWerklcha:Fter. ( ... ) 
Aber wir stellen uns nicht den Kriegsrechtsbehörden. Erstens ist dies 
ein selbstverständliches Recht, das uns zusteht; andercr!;eits müssen 
wir unseren Kampf auch unter den heutigen Bedingunger., fortsetzen. 
Wir sind der Ansicht, daß wir nicht die Möglichkeit haben, die Un­
haltbarkeit der gegen uns aufgebrachten Anschuldigung.:n in einem 
objektiven Verfahren vor den Kriegsrechtsgerichten darzulegen. 
IXnn es ist niemandem ein Geheimnis, daß heute in jed,:r Stufe der 
behördlichen Ermittlungen l:I andlungen fortgesetzt werden, die mit 
Gesetzen nicht in Einklang zu bringen und zutiefs t .. ntid"mokratisch 
sind. 
Iki der Polizei werden Methoden angewendet wie Foltf,rungen, die 
u.a. in Bur$3. zum Tode des Rechtsanwaltes von Maden·ls, Ahmet 
Feyzioglu, gerUhT! haben oder mit denen Menschen gezwungen wer­
den, Protokolle zu unterschreiben, die mit der Wirldichk"it nichts >:u 
tun haben. Die MiJitäranwälte und Richter bei den Kril:gsgerichten 
nehen Unle-. einen großen Druck. Während führende Funktionäre 
von MISK (Föderation der faschistischen Gewerkschaften der Partei 
der Nationalen Bewegung (M J-lP); d. Red.), die eine Unzahl von unge· 
setzlichen Aktivitäten organisiert und die Gewerkschaftsc-inkünfte an 
die Terrorzc:ntren, an die Grauen Wölfe und die MHP weitergeleitet 
h:aben, ohne jegliche Ermittlung freigelassen werden, sin.d bis heute 
alle Entscheidungen der Richter an den Kriegsrechugerichten, die die 
DISK-Vertreler frei von aller Schuld sprechen, unter direkter Inter­
vention der oberen MiJilärbehörden verworfen worden. 
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Jetzt, wo Streiks verboten, Lohnerhöhungen untersagt und gewerk· 
sch .. ftliche Rechte aufgehobcn sind und die winschaftliche Krise sich 
trotzdem weiter verschärft. wird erneut deutlich, daß die Arbeiter 
und ihre Gewerkschaften weder an der Wirtschafukrise noch an dem 
Produktionsyerfall irgendeine Verantwortuni!: tragen. Wenn die wah­
ren Schuldigen de-. wirtschaftlichen Krise gesucht werden, müssen 
Vertreter des Großkapitals, die: .. usländischen Banken und Gesell­
schaften zur Verantwortung ge>:ogen werden. 
Die Versuche, unsere Gewerkschaften mit Terrorismus in Verbin­
dung zu bringen, werden durch die allgemein bebnnte Haltung von 
DISK, die jegliche Art von Terror strikt abgelehnt hat, vollends ad 
absurdum geflihrt. Wenn es gilt, Gewerkschdtern habhaft zu we-.den, 
die mit Terror in Verbindung stehen, dann mlisse" die Führer von 
MISK und von der Tiirk·MetaU·Siahl·Gewerkschaft zur Vermtwor· 
tung gezogen werden, diejenigen, die ihre Gewerkschaftsgebäude in 
Munitionslager verwandelt und bezahlte KiUer unterh .. lten haben 
und heute frei herumlaufen. 
Wir, die Arbeiter in der Türkei, die gesamte Arbeiterklasse unseres 
Landes, befinden uns in einer schwierigen Phase. Wir, gewerkschaft· 
lich organisierte und unorganisierte Arbeiter, Mitglieder ~on DISK 
und Tiirk-h, wir ane :<ehen völlig klar, daß wir nach und nach aller 
unserer Rechte beraubt werden. Es wäre nicht so kicht, uns dic:sc: 
Rechte zu nehmen, wenn wir in der Vergangenheit einheitlich gehan· 
delt hätten und nicht in getrennten Gewerkschaften organisiert wä­
ren. Heute ist CI für jedcn Arbeiter, rur jeden Gewerkschafter unver­
meidlich, daraus die Konsequerrzen zu ziehen: 
• Wir müssen uns einigen. 
• Wir müssen gewerkschaftliche Einheit herstdlc:n. 
• Wir müssen freie Einheiugewerkscharten aufb .. uen. 
• Zwietracht und Spaltungen müssen der Vergangenheit angehören. 
• Unterschiedliche politische Aufbssungen dürfen nicht ein Grund 
sein, der uns an der Einheit für unsere gemeinumen Rechte hi"dert. 
• Unsere Gespaltenheit die"t allein den Arbeitgebern, den Feinden 
der Arbeiter. 
• Alle Arbeiter müssen sich ohne Ausnahme gewerkschaftl ich orga· 
nisieren_ 
• DISK-Mitglieder müsse" ihren Zusammenhalt aufre<:ht<:rhalten. 
• Nur durch unsere Einheit können wir die böswilligen Pläne stop· 
pen, die in unserem Land zur Anwendung kommen sollen. 
• Arbeiter. die in Türk·is (,.gelber" Gewerks<:haftsdachveroand de· 
ren Repräsentanten heute u.a. im Kabinett ve rtreten sind; d. Red.) 
organisiert sind und DISK-Mitglieder sind Klassenbrüder; die Klassen· 
solidarität muß die Schranke überwinden, die sie trennt. DISK· 
Mitglieder können ihre bere<:htigte Reaktion gegenüber den kom­
promißlerischen TÜrk·h .. Fiihrern des rechten Flügels nur dadurch in 
sinnvolle Bahnen knken, indem sie sich mit Tiirk·h .. Mitgliedem 
brüderlich verbinden. 
• Türk·Js·Mitgiieder und Funktionäre auf allen Ebenen müssen sich 
gegen die von Tiirk-Is-Führem eingeleitete Kampagne :wr Difbmie· 
rung von DISK-Gewerkschaften und ihren Vorständen stellen und 
aufzeigen, d .. ß diese Versuche die Verhinderung der Einheit der Ar· 
beiter bezwc:<:ken. 
• Die Pläne der rccltten Tiirk-h .. Fiihrer, den D1SK .. Mitgliedem die 
Tiirk·ls-Gcwerkschaften zu versperren, müssen durchkreuzt werden. 
• Alle Arbeiter müslen mobilisiert werden .. um von unten nach oben 
die freien Einheitsgewerkschaften aufzubauen. 
• Wir müssen Gewerkschaften gründen. die sich untct freier Bestim­
mung der Arbeiter für ihre Einheit und für die Verteidigung der 
Interessen der Arbeiterklasse einse tzen. ( ... ) 

Als Gewerksch .. fter, die sich unwiderruflich den Prinzipien de r 
demokratischen Klassengewerkschaften verschrieben haben, und aus· 
gehend von den Erfilhrungen de-. letzter! Jilhre, rufen wir allen Kol· 
legen zu: 
Laßt uns unsere Kräfte einen, die Hindernisse auf dem Weg zur ge­
werkschaftlichen Einheit iibc:rwinden! LaSt uns gemeinsam die freien 
Einheitsgewerkscbaften .. ufb .. uc:n! Die Produktion liegt allein in den 
Händen der Arbeiterklasse! 
(Quelle: Türkei Infontlationen, Düsscldorf, fo"ebruarjl.iän 1991 , S. 7, 
11) 




